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süge geführt hat: Den ersten siegreich gegen den Liberaliama„ 
den er mit dem Erfolg von 1866 zu schlagen, dann zu spalten und 
zum gröuten Teil in seine Gefolgschaft zu zwingen verstanden hat 
(die Nationalliberalen). Den zweiten gegen das Zentrum, der so
zusagen remis endete. Den dritten gegen die Sozialdemokratie, 
über den Bismarck scblie11lich gestürzt ist, weil Wilhelm ß. den 
Beginn seiner Regierung nicht mit einem Bürgerkrieg belasten 
wollte, sondern durch friedliche Bekehrung der Irregeführten zu 
imponieren hoffte. 

Aus dem radikal-nationalistischen Gesichtswinkel, wie ihn der Zu-
1ammenbruch von 1918 geschaffen hatte, war es leicht, unter 
Wiederaufnahme der von Bismarck geprägten Vontellwigen jene 
Parteien als die drei Internationalen erscheinen zu la11en. Dabei 
kam eine primitive, aber verhängnisvolle Mi11deutung der Sym
bolik der republikanischen Farben zu Hilfe: das marxistiache rote 
Symbol schien ja von dem klerikalen schwarzen und dem jüdisch
kapitalistiachen goldenen wie in die Mitte genommen. In Wirk
lichkeit war aber das Personal aus diesen Parteien, das in regie
rende Positionen einrückte, nur die loyale Opposition, die Reservo
garnitur des alten Regimes. Ja, das Zentrum war sogar unter 
diesem bereits jahrzehntelang Regierungspartei gewesen und konnte 
nur insofern als mehr oder weniger republikanisch erscheinen, al1 
es seinen früher trotz Erzberger dominierenden rechten Flügel 
zugunsten des nun erst in den führenden Stellen auftretenden 
linken verschwinden lie11. 

Im groHen und ganzen betrachtet, bilden Politik und Kultur der 
Jahre 1918 bis 1933 einen leicht umgefärbten Annex der Wilhel
minischen Aera. Es ist durchaus geglückt, was Ludendorff am 
29. September 1918 wollte, wenn er auch selber dies später nicht 
erkannt hat: Die loyale Opposition, die er in die Regierung hinein
kommandierte, hat das Bismarckreich mit Ausnahme seiner mo
narchischen Spitzen über die Katastrophe dea verlorenen Welt
krieges hinweggerettet und sogar noch die gesamte Verantwortung 
für die Aufbringung aller mit dieser Liquidation verbundenen 
Unkosten übernommen. 

Dabei haben, nachdem die anfänglich wichtige Rolle der demo
kratischen Partei als Hauptgegengewicht zur Sozialdemokratie 
ausgespielt war, vor allem katholische und «marxistische» Minister 
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Biachöfe in der Republik aehr viel zu bedeuten, da da1 un
entbehrliche Zentrum al1 Vermittler ihrer Wünsche auftrat. So 
konnte aogar veraucht werden, die neuen Freiheiten und die alten 
Rechte vertraglich zu aichem und dadurch vom weehaelnden Spiele 
parlamentariacher Mehrheiten unabhängig zu machen. Konkordate 
wurden geachlo11en, bezeichnenderweiae mit Hilfe ganz vencbie
dener Partner, in PreuHen mit der Sozialdemokratie und den 
Demokraten, in Bayern mit den Rechtagruppen - die Deutach
nationalen vertrat ala bayriacher Juatizminiater Gürtner, der heute 
Reichejuatizminister Hitlera iat --, in Baden mit den Liberalen. 
Gewiaa, weder ein Reichakonkordat noch ein Rekh11chulge1ets kam 
infolge dea parteipolitiachen Chaoa zuatande, aber nichtadeato
weniger achien die Republik dae zu verwirkliche11y was die Zen
trumapartei im Wilhelminischen Zeitalter ala ideal betrachtet hatte: 
Vollständige Freiheit des Katholizismua und eine die Katholiken 
nicht zurückstellende Personalpolitik; und dabei kam es nicht zu 
jener früher ala Folge einer Demokratisierung gefürchteten 
Trennung von Kirche und Staat, die den Katholizismus jeder 
staatlichen Förderung beraubte, die konf eaaionellen Schulen ab
schaffte und die Gehälter dea Klerus aperrte. 

Diese Eröffnung neuer Aktivitätsmöglichkeiten für die Katholiken, 
die eich bis dahin, mochte das Zentrum auch die zuverläeaigate 
Stütze der kaiserlichen Reichsregierung und streng legitimistiach
monarchistisch gewesen aein, als zurückgesetzt, im besten Falle 
als zugelassen und geduldet gefühlt hatten, führte zu Erscheinungen, 
von denen als Einbruch des Praktizismus gesprochen worden ist. 
Man glaubte an die entscheidende Macht von groaaen Organiaa
tionen und an die auaachlaggebende Wichtigkeit von groHen 
Zahlen; insbesondere war man auf die politischen Erfolge stob, 
die es überall erlaubten, für katholische Organisationen und Zwecke 
durchaus im lntereHe des Volksgaozen liegende Unterstützungen 
zu erlangen. Es schien nur auf den Ausbau und die Sicherung 
dieser praktischen Erfolge anzukommen. 

Dabei standen die neuen demokratischen Freiheiten durchaus nicht 
im Gegeoaatz zur katholischen Staatslehre, wie theologische Theo
retiker nachweisen konnten, wenn ea auch unangenehm war, dau 
die formale Rechtslage und politiacbe Logik zu inhaltlich schwer 
tragbaren Kooze11ioncn führen mu11ten. So z. B. war es notwendig. 
auch die Freidenker faktisch als eine « Weltanacbauungsgemein-
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diesen Gruppen der deut1che Katholizi1mu1 al1 ein Nutznieseer der 
Jahre von 1918 bis 1932 erachien, sogar al1 ein be1onder1 charakter• 
loaer Nutznie11er, der dem auflösenden und zeratörenden Geiate 
der Zeit beeonder■ verhaftet aei und eigentlich nur darum der 
nationalen Erneuerung eich entgegen■temme. Vor allem aber: Ea 
verbreitete ■ich der Glaube, da11 die katboliache Kirche mit der 
aeit 1918 errungenen Machtposition des Zentrums allzu eng 
verknüpft sei - mit Po1itionen, die nicht dem Volke und der 
Religion, sondern nur gewiHen lntere11enten und Cliquen dienten. 
So dachten nicht nur antikirchliche Kreise, sondern auch manche 
Katholiken, die in acharfer Opposition gegen das Zentrum standen 
oder von dem organieatori&chen Massenhetrieb eich als diff eren• 
zierte Einzelne (Walter Dirks) angewidert fühlten. 

Während 10 die katholische Kirche geradezu von dem Zueammen
bruch der prot tantiechen Kaiserherrlichkeit und der Zeit na• 
tionaler Erniedrigung profitiert zu haben schien, fühlte eich der 
Protestantismus als eigentlicher Leidtragender. Die evangelischen 
Kirchen waren e1, die den Haupteinbruch seitens der Gottlosen• 
propaganda und Kirchenaustrittsbewegung zu ertragen hatten. Ihre 
Angehörigen waren die Opfer der Personalpolitik, die den Katho
liken die bis dahin fehlende <Parität» schaffen sollte. Diese Kirchen 
mu11ten sich zeitweise Sozialdemokraten als c Kirchenminister • 
gefallen la11en. Erst dann erhielten sie Sicherung durch Kirchen• 
verträge (in Bayern und Baden), wenn sie die katholische Kirche 
sich schon verschafft hatte, in Preu11en sogar fast zwei Jahre nach 
dieser. Man empfand es vor allem als peinlich, auf die Gnade des 
Zentrums angewiesen zu sein. 

Gewi■s, auch in diesen evangeliachen Kirchen gab es einzelne 
Führer, die wie der Generalsuperintendent der Kurmark, Otto 
Dihelius, ein «Jahrhundert der Kirche» angebrochen erklärten, 
weil nun die Kirche vom landesherrlichen Summepiskopat befreit 
war, das sich aus dem von Luther als vorübergehende Notstand.. 
massnahme gedachten Eingreüen der weltlichen Obrigkeiten in die 
Kirchenreform entwickelt hat. 

Das Zusammenströmen früher unbekannter Massen zu Protesten 
gegen marxistische Gottlosigkeit und Kundgebungen für die ange-
1tammte Kirche der Väter rief bei den Veranstaltern ein Hoch• 
gefühl hervor. <Es gibt ein streitbares evangeli■ches Kirchenvolk», 
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meinten ■ie, «wie es nie zuvor in deut1chen Landen mobili■iert 

worden iat. Habemu1 eccles~ wir haben eine Kirche». Darüber 
empörte ■ich Karl Barth, der bei diesen Kundgebungen mehr 
politi■che antimarxisti■che und antirepublikaniache Affekte ala 
chriatlichen Glauben am Werke zu sehen glaubte. Ange■ichta der 
Berufung auf derartige Erfolge 1prach er in seiner Antwort an 
Dibelius geradezu entsetzt vom verhärteten c Laodicenertum •• 
welches im Christen, der es ernst meine, bewirke, da11 er ■ich <der 
Verzweiflung an der deutschen evangelischen Kirche zu erwehren» 
habe -, denn diese gebe «fast nur noch fremdet, feind■ eliges 
Heidenwort» von eich. (Im Nachwort zu dem oben zitierten 
Aufsatz.) 

Gewi11, die Gründung des Deut■chen Evangeli■chen Kirchenbundes 
(25. Mai 1922) einer - wenn auch losen - Zusammenfa11ung der 
28 Landeskirchen, schuf den ersten Aneatzpunkt eines überregional 
deutschen kirchlichen Selb1tbewu11tseim, das in der neuen violetten 
Kirchenfahne seinen Ausdruck fand, die das Zeigen politi■cher 
Farben ersparte. Gewia■, eine <ökumenische Bewegung• entstand, 
die dem Protestantismus das Gefühl gab, einer ähnlichen <welt
weiten» übernationalen Gemein■chaft U1Z11gehören, wie die katho• 
lische Kirche eine ist (Stockholm 1925, Lausanne 1927), aber 
gerade dieser Bewegung gegenüber regte sich viel stärker als etwa 
ein international protestantische, Hochgefühl ein 1pezifuch deutsch• 
evangelische, Mi11trauen. Was, man traf mit Engländern, ja mit 
Franzosen zusammen, setzte sich mit ihnen an einen Tisch und 
sprach von etwas anderem zu ihnen als von der «Kriegsschuldlüge», 
wie der stehende Ausdruck für die Behauptung der Alleinschuld 
der Mittelmächte am Weltkriegsausbruch lautete? Man lie11 sich 
unter Verleugnung ■eines die Weh unverbe serlich sündig an
sehenden deutschen Luthertums vom angelsächsi■chen Optimismua 
und der «calvinistischen» Reichsgotteshauerei anatecken, die doch 
offenbar an Wilsons Kreuzzug gegen Deutschland schuldig war 
und den Weltkrieg also gegen Deutschland mit entschieden hat? 
Man übernahm von diesen <westlichen Kirchen» demokratische, 
oder gar pazifistisches Gedankengut? 

Kaum eines grö11eren Verbrechens konnte man eich nach Ansicht 
der Ma11e des aktiven evangeliachen Kirchenvolkes und seiner 
Hirten, seiner Pastoren schuldig machen. Denn Demokratie war 
in ihren Augen vor allem andern der Köder, mit dem die West• 
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Sobald eben jemand auch nur im gering1ten verdächtig war, nicht 
«national» im Sinne der Recht1oppo1ition zu •ein. hatte er in der 
evangelilchen Kirche auage.pielt. So war e1 durchau1 cwe1en1-
gemä11», da11 1932 da1 prote.tantilche Deut1cbland den katholisch 
getauften Adolf Hitler zum Reichspräsidenten wählte, weil ibm 
der gläubige Protestant Hindenburg im Schlepptau de. politilchen 
Katholiken Brüning zu segeln schien. Was nützt e1 Brüning, da11 
er s. Zt. sich rühmen durfte, im November 1918 der «Gruppe 
Winterfeldt», der letzten Formation angehört zu haben, die zur 
Niederschlagung der Revolte bereitgestanden hat? Was bedeutete 
es demgegenüber, da88 Brüning - 1ei es mit Recht oder mit Un
recht - Pläne zuge1chrieben wurden, den engen Konf essionalismu1 
bisheriger Zentrumspolitik. zu überwinden und dass daraufhin selb1t 
der sich streng lutherisch gebende nationalistische Literat Stapel eine 
Zeitlang auf ihn als den «christlichen Staatsmann» seine Hoffnungen 
setzte? Was besagte e1, da1& Brüning al1 die groHe Aufgabe seine. 
Präsidialkabinettes betrachtet hatte, den bisherigen Parlamen• 
tarismus in Deutschland zu beenden und dem «realpolitilchen• 
Teil eben jener nationalen Opposition in die Macht zu helfen, 
deren «radikaler Flügel» ihn nun verfemen sollte? Es kann kein 
1U1Zweideutigeres Symptom auch der weltanschaulichen Lage, wie 
überhaupt der Endpha1e in dem Reiche der Weimarer Verfa1&ung, 
gedacht werden, als e1 die Lage bei der Reichspräsidentenwahl 
von 1932 bietet. 

Zentrumskatholiken und Sozialisten waren 1oweit a11imiliert, hatten 
sich 10 weit mit der preut1isch-deutschen Tradition, der 1ie ur-
1prünglich teils mit Ah1tand, teils mit Abneigung begegnet waren, 
zusammengefunden, dass 1ie den klassischen Repräsentanten jener 
Tradition, den Generalfeldmarschall von Hindenburg, gegen des1en 
er1te Wahl 1ie 1ieben Jahre früher noch ihr Aeu11erstes getan 
hatten, nun wiederwählten. Sie taten es nur, weil 1ie hofften, da1& 
er und 1ein bereite mehr oder weniger au1&erverf a1&ung1müaige1 
Kabinett jene Tradition etwas milder gegen alle., was an der 
«1chwarz-roten» Politik von rechta verurteilt wurde, durch1etzen 
werde, als der 1ich zum Erneuerer und Vollender der gleichen 
Tradition aufwerfende Adolf Hitler. Wen wundert e., d&11 die.er 
von der festen Ueberzeugun.g erfüllt wird, mit Zuckerbrot und 
Peitsche, durch Hoffnung und Ang1t - 1chon für jene Wahl von 
1932 da1 Hauptmotiv! - 1cblie1■lich alle Deutschen zum Be-
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lind. Er hat wirklich verstanden, du1 nichll seiner Bewegung 
gefährlicher werden könute, al1 wenn da1 Volk, 10weit ea chri1tlich 
ilt, rechtzeitig merken würde, da11 man ihm seinen Glauben rauben 
oder allmählich umwandeln will. Und darum will er ihm auch 
diesen Glauben nicht wandeln oder gar rauben, soweit er aich 
nur auf Jenaeitigea erstreckt, soweit er in metaphyaiacher Speku
lation und frommer Gemütlerhebung über dieaer Welt besteht und 
nicht in aie hereinredet. Wo er aber dies zu tun wag~ d. h. überall, 
wo er wirklich durch die Liebe geformter Chriatenglaube iat, wo 
er mit dem heiligen Johanuea-Baptiata sich weigert, Unrecht al1 

Recht zu dulden, wo er eich nicht damit begnügt, irgendeine Ge
fühlareligioaität der «reinen Innerlichkeit» oder irgendein «Dogmen• 
glaube» einer abatrakten Paeudoorthodoxie zu 1ein, da vermag 
Hitler nur in den kräftigsten Ausdrücken vom Miaabrauch der 
Religion zu politischen Zwecken zu reden: «Sicherlich haben zu 
allen Zeiten gewiHenloae Kerle aich nicht geacheut, auch die 
Religion zum Instrument ihrer politiachen Geachäfte (denn um die1 
handelt ea sich bei aolchen Burschen f aat immer und au11chliea1lich) 
au machen» (S. 125). Allein, ao fährt der erfahrene Propagandi1t 
fort, nichts wäre verkehrter, als wegen solcher politisierender 
Heuchler (cdaH diea mit Religion gar nichll zu tun hat, weiaa 10 
ein listiger Fuchs ganz genau») die Konf eHion 1elb1t anzugreifen, 
ala deren Schützer aie sich dann aufspielen können! 

So gibt gerade das vermeintlich kirchenfreundliche Gedankengut 
aus dem Buche «Mein Kampf» die Erklärung dafür, warum die 
NSDAP keinen offenen «Kulturkampf» führt und, 10 lange Hitler 
in ihr zu bestimmen hat, auch keinen führen wird: der Christ, 
der aua Gehorsam gegen Gott mit einer Forderung der national-
1ozialisti1chen Weltanschauung in Konflikt gerät, ist für Hitler nie 
etwas anderes als ein heuchlerischer Schänder des wahren, inner• 
lichen Chriatentuma, gegen den dieses in seinem ureigensten In• 
tereue - 10 kann gesagt werden - geschützt werden mu11&. E1 
gibt keine Glauben1märtyrer mehr, ea gibt nur noch Devisen• 
tchieber, politisierende Geistliche und aich aua egoistischen Gründen 
zankende Pastoren. Das iat die Praxis, welche sich aus der schein
bar christentumafreundlichen Theorie Hitlera notwendig ergibt. 

Hitler hat seine Kirchenpolitik enllprechend den in seinem pro• 
grammatiachen Buche amgeaprochenen Ueberzeugungen konaequent 
durchgeführt. Olme ,ich daa gering1te zu vergeben oder auch den 
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diesseitegläubige Hitlerbewegung den chrutusgläubigen Kon
fessionen überall da überlegen, wo nicht in ihnen der ganze echte 
Glaube - zum Teil gerade unter dem Druck der Bedrohung -
~ieder lebendig wird und sie, wenn auch vielleicht im irdischen 
Untergang, am Kreuz und im Tode, über den neuen «Julian 
Apostata» triumphieren! 

Denn er, der Führer selber, ist der eigentliche Feind der Kirche. 
Und sobald dies verge11en wird. wie es leider häufig geschieht. 
bedeutet es einen eitlen Selbstbetrug, wenn eine gewiue Publizistik 
billige «Si e» über das Neuheidentum in Form der deutschen 
Glaubensbewegung (Bauer, Reventlow), des Tannenbergbundes 
(Ludendorff) und anderer noch bedeutungsloserer Grüppchen. etwa 
des aufdringlich-lärmenden Dr. Dinter oder gar des völlig isolierten. 
aber durch extravagante Aeu11erungen über «Verdienst» berüch
tigten Prof. Bergmann verzeichnen zu können glaubt. Man hat eine 
Armee wahrlich nicht geschlagen, wenn man ein paar Räuber• 
banden abschüttelt, die sich ihr meist ungebeten, höchstens als 
Aufklärungspatrouillen gelegentlich gebraucht. aber trotzdem nur 
verachtet, anschlo11en. 

Es iat ein fundamentales. im In- und Ausland stark verbreitetes 
Mi11verständnis der kulturpolitischen Lage im Dritten Reich, wenn 
immer wieder angenommen wird. da11 ein ernster Kampf zwischen 
den Kirchen und dem offenen Heidentum entbrannt sei und die 
Reichsregierung bezw. die Partei dazu neige, dieses Heidentum als 
solches zu unterstützen oder zu fördern. Wie schon allein Rosen
berg• Haltung beweiet. der nicht mit Hauer zusammenarbeitet und 
mit Reventlow und Ludendorff geradezu verfeindet iat. liegt auch 
den aktivsten Vorkämpfern der NS-Weltanschauung nichts ferner 
als ein direktes Zusammenwirken mit jenen «ehrlichen. aber un
geschickten» Leuten (Hitler, Mein Kampf, S. 125), die sich offen 
mit dem Christentum in Streit einla88en. Diese Leute, für die 
Hitler durchweg nur gutmütigen Spott übrig hat. soweit es eich 
um vergangene Erscheinungen («Los-von-Rom-Bewegung») handelt, 
blutigen Hohn und Ha11 aber (S. 397 ff), soweit sie ihm seine 
eigenen Kreise stören. - diese organisierten Deutsch- oder 
Nordisch-Gläubigen haben im Dritten Reich tatsächlich noch 
weniger persönlichen Einfluss als die «Freidenken in der Republik. 
Nur da11 1ie im Unterschied zu diesen 1eitens der Behörden und 
Gerichte beträchtlich mehr Schimpf f reiheit genieaaen und dau 



Wenn gerade damit den christlichen Publizisten mit einem Schlage 
der gewohnte Kampfgegemtand genommen würde und sie den 
Führer, der auch dieeer neuen Gottlosigkeit, wie bekanntlich schon 
der bolachewisti1chen, ein Ende gemacht hätte, als «neuen Kon• 
atantin» prei1en mü11ten, dann wäre das vielleicht der grösste Erfolg, 
den die offen heidnische Bewegung ihm vermittelt hätte. Dann 
könnte Hitler al1 Retter cunseree chriatlichen Glaubenu auch 
gegen die geiatliche czweite Revolution• triumphieren und die 
letzten Widerstände würden fallen, die 1einer Kulturpolitik noch 
semacht werden. 

Diese Kulturpolitik 1elb1t geht in vollkommener Unabhängigkeit 
von der deutschen Glaubenabewegung und ähnlichen von der 
Oeffentlichkeit allzu 1tark beachteten Sektierern ihren Weg auf 
die Deutsche, die Dritte Kirche zu. Daa zeigt besonders klar der 
durch viele Zeitungen unter Verantwortung kirchlicher Stellen 
gegangene Bericht au, einem SchulUJY5alu,r. 1935 dea National• 
aoziali1ti1ch~ Deutschen Studentenbundes. der ungleich wichtiger 
ist als alle deutachgläubigen Veraammlungaberichte und Publi
kationen zuaammengenommen. 

Wir entnehmen einige Stellen diesem Bericht: «Der Führer hat 
auf dem Parteitas erklärt (1933), der Nalional1ozialiamus i1t eine 
W eltDDSchauung. Diese W eltan1chauung iat im Mythus de, 20. 
Jahrhunderte von Ro1enberg su1ammengeachweiut worden, für den 
kommenden ... Kampf um die deutsche Seele, und zwar im Geiste 
und mit Willen des Führers. Der Führer bat den Reichaamtsleiter 
de, Studentenbunde, in einer 1iebemtündigen Sonderaitzung beauf • 
tragt, aus dem Studentenbund einen weltan1chaulichen Sto11trupp • 
au machen. E1 gibt heute drei Weltanachauungen in Deotachland, 
die christliche, die marxi1ti1che und die nationalaozialiatiache. Eine 
1chlie11t die andere kompromi sloa au, ... Die ehri1tliche und die 
marxi1ti1che sind beide liberalistisch. weil individualistiach. Die 
national1oziali1ti1che W eltamchauung iat nur für die germaniache 1 
Ra11e bestimmt, nicht wie daa Chri1tentum für alle Ra11en. Der 
Artikel 24 im Parteiprogramm besagt nur poaitin Religioaität. 
Da das Chri■tentum die lande1übliche Religioaität gewesen aei, iat 
der Verständlichkeit halber der Auadruck cChriatentum• gebraucht 
worden ... Es mu11 zu einem Kampf mit den Konfessionen kommen, 
freilich nicht zu einem Kampf mit Gewalt, aie werden sowieso 
au11terben. Wir lehnen nicht nur die hundert verschiedenen 



Chmtentiimer, eondern das Chrittentum an ,ich ab ... Auch die 
Chmten, die den ehrlichen Willen haben, dem Volke zu dienen, 
und tolche gibt es, mÜBlen bekämpft werden . . . Der Referent 
betont immer wieder, da11 da, nicht ,eine Privatmeinung eei, 
aondem die offizielle Einstellung der Partei und de, Führers. (Die 
Schulungsreferenten sind von führenden Männern der Partei per
eönlich in einem Lager geechult worden) . . . Ein Student der 
Theologie und ich baten, dae Lager verlaHen zu düden ... Der 
Lagerleiter erkannte unsern Standpunkt an, suchte uns aber doch 
zu halten. Auf Hinweise auf Art. 24 und entsprechende Aeu88e
rungen des Führers hieH es: ob uns die Tatsache, dats der Führer 
Rosenberg mit der weltanschaulichen Schulung betraut habe, 
nicht zu denken gegeben habe; er führte noch eine Anzahl von 
Beispielen (z. B. AuHchluss der Theologen aus der SS, Austritt 
der Leibetandarte aus der Kirche) an, aus dem deutlich ereichtlich 
eei, da88 der Führer voll und ganz hinter Rosenberg und deHen 
Abeichten stehe. Auf unseren Hinweis der Irreführung durch Art. 
24 mit dem positiven Christentum sagte man uni, daH man einem 
Schwerkranken manchmal nicht die Wahrheit sagen dürfe, um ihm 
nicht den letzten Lebenswillen zu nehmen. Das Volk sei noch nicht 
reif für die neue Weltanschauung und einen Religionskrieg würde 
es heute kaum überleben ... Inzwischen war der Reicheamt1leiter 
des Studentenbundes eingetroffen ... Ein Satz ,einer Rede: «Für 
uns Nationalsozialisten gibt es nur eine BefehlHtelle, auch gegen 
Rom und Wittenberg.» Er erklärte grundsätzlich zu unserem Fall. 
daes der Zeitpunkt kommt, wo sich viele Parteigeno88en getäuscht 
sehen würden, die geglaubt hätten, nur für die politische Bewegung 
gekämpft zu haben, und nun sähen, daH sie für eine neue Welt
antchauung gekämpft hätten und eich nun zu entscheiden hätten ... 
Gewisse Kreise der evangelischen Kirche hätten es heute noch 
nicht bemerkt, fügte er lächelnd im Hinblick auf die Deutschen 
Christen hinzu.» 

Das Ziel ist klar. Und die einzige Frage iet: Wird Hitler selbst es 
noch zu erreichen suchen, oder will er auf diesem Gebiet bloH ein 
Vorläufer bleiben, der Johannes Baptista, - auf deHen Rolle er 
früher einmal auch im Politischen sich beschränken zu müssen 
geglaubt hat? 

Als solcher könnte er sich stärken mit einigen Sätzen au■ der 
Diagnose Paul de Lagardea von 1874: 

so 



Im Gegenaats zur «fable convenue» dee Dritten Reiches iat da1 
älteste öffentlich bekannt gewordene Dokument dieser «Bewegung• 
nicht ihr eigene. er1te1 Programm, dem noch 10 manche• andere 
folgen sollte, die 10g. Richtlinien vom 6. Juni 1932, ■ondern da■ 
kirchenpolitische Sonderrundschreiben Nr. l dea Gau Schle1ien der 
NSDAP vom Februar 1932, au, dem wir im folgenden allea 
Weaentlicbe mit einigen Sperrungen nach der Chriatlichen Welt 
1932 (Spalte 331 ff) wiedergeben. 

Die eigentliche Ueberechrift lautet: cR i c h t l i n i e n f ü r 
Kirchen fragen•· Dann beginnt der Text: 

«Im Jahre 1932 finden die Kirchenwahlen für die evangelische 
Lande,kirche der altpreu11i1chen Union 1tatt. Sie 1ind für 
da■ kommende dritte Reich von grö11ter Bedeutung. D i e 
R e i c h • l e i t u n g hat Auf1tellung von W ahlvorachlägen 
mit dem Kennwort 

«Evangelische National1oziali1ten• 

sugela11en. Die Wahlbewegung 1oll 10 vor ■ich gehen, dau 
1ie von den beeondern Fachberatern für Kirchenfragen 
Hand in Hand mit den örtlichen Partei
) e i t u n g e n durchgeführt wird . . . . . Die Aufgabe die1er 
kirchlichen Fachberater eratreckt 1ich au11er der W ahlvor
bereitung auch auf die U e b e r w a c h u n g d e r k i r c h • 
l ich e n Ge m ein de blätter. Angriffe auf die NSDAP 
1ind zu melden . . . ' 

Ein Wahlflugblatt wird vorbereitet. Grundsätze in aller Kürze: 
Wir cEvangeliachen National1ozialiaten• bauen unsere Landea
kirche aue auf dem Grund einea p o I i t i T e n C h ri • t e n • 
t u m I im Geiste Martin Luthera. Deahalb 

1. Ablehnung dea liberalen Geilte, der jüdiach-maniatiachea 
Aufklärung. 

2. Ueberwindung der a u I j ü d i I c h • m a r :a: i I t i • c h e m 
G e i • t g e b o r e n e n H u m a n i t ä t mit ihren Aua
wirkungen wie Pazifi1mu1, lnte~tionale, c h r i • t l i c h e • 
W e l t b ü r g e r tu m uew. 

3. Betonung eine, kämpferiechen Glaubena i m D i e n • t e 
de■ von Gott gegebenen deutechen Volk1tum1. 
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4. Reinigung und Erhaltung der RaHe ... 

S. Kampf gegen religiona- und volkaf eindlichen Marxismu1 
und 1eine eh ri I t lieh• so z i a I e n S eh I e p p e n träger 
a 11 e r S c h a t t i e r u n g e n. 

6. Neuer Geist für unsere amtlichen und privaten Stellen der 
Kirchenleitung ... 

7. Wir kämpfen für eine Vereinigung der kleinen evangelischen 
Landeskirchen zu einer starken evangelischen R e i c h s -
k i r c h e . . . Vorwürfe, wir wollen die Kirche politi1ieren, 
1ind abzulehnen. Wir handeln n i c h t a l I P a r t e i, 1ondem 
folgen nur als evangelische Christen einem GJ a u b e n s r u f 
G o t t e s J den wir in unserer Volksbewegung hören. Ale 
treue Glieder unserer Kirche haben wTr den gerechten An
apruch darauf, im kirchlichen Leben und der k i r eh I i ehe n 
Verw a I tun g der GröHe und inneren Stärke dea National
sozialismu1 entapreehend berücksichtigt zu werden. 

Die Beteiligung an den Kirchenwahlen ist für jeden Pg. 
Pflicht. 

Einheitslisten sind nicht ratsam, nur dann anzunehmen, wenn 
Sicherheit vorhanden ilt, da88 zwei Drittel Nationalaozialilten 
nachher in den kirchlichen Körperschaften sitzen. 

Heil Hitler! 
Dr. Seifert, 

Leiter der Kulturabteilung beim Gau Schlesien.» 

Dieses unbezahlbare Dokument, in dem ein Beamter der Partei 
unter dem Briefkopf dieser Partei ein Flugblatt skizziert, das 
erklärt: Wir handeln nicht als Partei, sondern folgen einem 
Glaubenaruf Gottes, sieht zugleich den «Glauben» noch ganz 
unbefangen wie Hitler «im Dienste de1 Volkstums stehend», 
begeht also einen taktischen Fehler, der später vermieden wird. 
Es ist ein unwiderlegbarer Beweis dafür, daH die D. C. von 
Anfang an nichta anderes als eine aus Zweckmäaaigkeitsgriinden 
vor der Oeffentlichkeit 1elbständig firmierende Parteifiliale gewesen 
1ind. Allerding1 sollte diesea Werkzeug später ein gewiaaea Eigen
leben entwickeln, das 1einem Schöpfer nicht unbedingt er
wünacht war. 
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Man muss sich überhaupt fragen, warum die Partei den Versuch 
gewagt hat, die protestanti1chen Kirchen von den stürmisch 
begeisterten, aber infolge ungenügender Beherrachung des theolo
gischen Vokabulars immer wieder peinlich anstoHenden Partei
pfarrern erobern und zwangsgleichachalten zu la88en. Jeder 
grössere Aufruhr wäre doch vermieden worden, wenn man einfach 
mit der Tatsache gerechnet hätte, da88 sich die bisherigen Kirchen
führer ihrer ganzen Mentalität nach unter dem Eindruck des 
nationalpolitischen Erfolges, natürlich im Rahmen der überkom
menen, aber als praktisch unverbindlich weiter nicht gefährlichen 
Aoadrucksweise. zur beliebigen Verfügung im Dienste von Volk und 
nationalsozialistischem Staat stellen würden. Nur ein e mögliche 
Erklärung sehen wir dafür: der kirchliche Parlamentari1mu1 in 
den evangelischen Kirchen wirkte verlockend; mu11te es nicht 
möglich aein. auch bei kirchlichen Wahlen ähnliche Erfolge zu 
erzielen wie bei politilchen? Jeder Wahlerfolg - ob es sich 
um Kommunal- oder Kirchenwahlen handelte, war gleichgültig -
wirkte als Beweis für den unwiderstehlichen Vormarsch der Partei. 

Wie berechtigt diese Hoffnung war, bewiesen die Erfolge, welche 
die ersten dabei kandidierenden Nationalsozialisten hatten. Die 
Partei des «positiven Christentums» machte auch auf die kirchlichen 
Wähler einen groHen Eindruck, sie schien ja damals auch einen 
durchaus kirchlichen Kurs zu steuern. Es war im Jahre 1932, dau 
der gleiche SA-Stabschef Röbm, der am 12. Mai 1934 seiner SA 
alle kirchenpolitische Betätigung verbot, anordnete, da11 bei jedem 
Gruppenkommando ein SA-Geistlicher anzustellen sei, der Partei
genoHe sein mÜHe und im Rang eine, Sturmbannführera zur 
besonderen Verfügung zu stehen habe. («Christliche Welt» vom 
3. Dez. 1932, Spalte 1103.) Damals gab es noch nicht. wie 1935, 
parteiamtliche Dokumente über die Unvereinbarkeit der Zuge
hörigkeit zur Partei oder SA mit kirchlicher Amtawaltung, z. B. 
den am 17. Januar 1935 an den badischen Bruderrat erteilten 
Bescheid des Reich11tatthaltera Wagner (Lutherische Kirche 17, 
S. 82). Damals waren auch nicht wie 1935 die Leihstandarte Hitlers, 
höhere Thüringer Hitler-J ugend,Führer und ein Landeshauptmum 
au1 der Kirche ausgetreten. 

Bei den Wahlen im streng-kirchlichen Württemberg im März 1931 
war von nationalsozialistischer Beteiligung noch nicht die Rede. 
Dagegen gelang e1 fast gleichzeitig im liberalisierten Nassau 
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einem von Dekan Lehr-Gladenbach im Leben gerufenen «chriat
lich-nationalen Bekennerbund» im ersten Anlauf 14 von 60 Syno
dalaitzen zu erobern. D. h. also mehr als 23 Prozent, während im 
Reichstag damals erst knapp 19 Prozent National1oziali1ten sauen, 
und dies, obwohl die Reicheleitwig im allerletzten Augenblick die 
vom Wiesbadener Kreisleiter verfügte Wahlpflicht aufgehoben 
hatte! Am 10. Juli 1932 errang in Baden eine «Vereini3ung für 
poaitivea Christentum und deutsches Volkstum» - 10 nannten 
lieh dort die Nationaleosialiaten - bei der Neuwahl der evan
gelischen Landeuynode auf Kosten 1owohl der Liberalen wie 
der Poaitiven 13 Sitze von 57. Hitler hatte dabei nicht den schon 
aeit einigen Monaten bestehenden Nationalaozialiatiachen Pfarrer
bund, 1ondern den politischen Gauleiter als zuatändige Partei
autorität für den Wahlkampf erklärt. 

Der Erfolg in Nas1au lie1111 bei den für Herbst 1932 angesetzten 
preuaaiscben Kirchenwahlen ein noch günstigere■ Resultat erwarten. 
Hitlers eigenes Eingreifen beseitigte den allzu politischen Namen 
«Evangelische Nationalsozialisten». Bereite vor dem badischen 
Ergebnis, am 6. Juni, entstand unter Führung des damaligen 
preuuiachen nationalsozialiatiachen Fraktionsführers und heutigen 
brandeuburgiachen Oberpräsidenten Kube die 1ogen. Glaubem
bewegung Deutsche Christen und cgah ■ich» die «Richtlinien», die 
immerhin etwa, vorsichtiger formuliert waren als die Grundeätse 
in dem zitierten Sonderrundschreiben vom Februar 1932. 

Wesentlich Neues enthalten ihre zehn programmatis~en Sät■e 

diesem gegenüber freilich nicht, au1111er da1111 sie die Judenmi11ion 
ausdrücklich ablehnen und vor Verweichlichung des Volkes durch 
übertriebene «Wohltätigkeit» warnen. Die prinzipielle Grundlage 
,:u geben aucht Satz 4: « Wir stehen auf dem Boden des positiven 
Christentums. Wir bekennen uns zu einem bejahenden artgemüaen 
Chri1tu1glauben, wie er deutschem Luthergeiat und heldiacher 
Frömmigkeit entspricht.» Dompfarrer Dr. Wieneke verrät in 
■einer sozusagen offiziösen Erläuterung, was dieses «poaiti"Ye 
Christentum» ist. Es 1teht über dem biaherigen innerproteatan
tiachen Gegensatz von bekenntniHtrengen Positiven (Orthodoxen) 
und auf die individualiatiache Gewiuemfreiheit bedachten Liberalen. 
Wieneke 1chreibt: «E1 geht uns . . . darum, die Unantastbarkeit 
der Bekennmugrundlage durch einen Au,druck anzudeuten», und 
er befriedigt den Orthodoxen. «Aber unsere Bewcgwig lä11t jedem 
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einzelnen Gli~d dabei völlige evangelische Freiheit dem Kirchen
dogma gegenüber», und auch der Liberale iat zufrieden. 

Es ist anzuerkennen, daH diese Taktik die rich•i„e Metb d . . . -e o e war, 
um •p~sitive» wie «liberale» Hitleranhänger protestantischen Be-
k~nntn111es in der neuen «Glaubenabewegung» zusammenzufassen. 
~1ese hatte aber trotzdem bei den preuswchen Kirchenwahlen 
n1~ht den erwarteten Erfolg. Denn während länget mehr als die 
Balfte der evangelischen Bevölkerung bei politischen Wahl f·· 
d" N • 1 • eo ur 

1e a~1ona _•oz1aliaten stimmte, erlangten sie nur etwa ein Drittel 
aller Sitze 1n den Gemeindekörperschaften (in Berlin 2282 
7538, aonat im Oaten mehr als im Westen). Dies ist nicht :: 
dad~rch zu ~rklären, da11 die Kirchenwahlen gerade zur Zeit eine■ 
gewiesen Ruckscblagee für die Partei (Mitte November 1932) 
■tattf~n~e~ aonde~ wohl noch mehr dadurch. da1111 unter den 
Parte1m1tlaufern viele waren, die bei aller SJDlpa&'-! f"" d . . . . uue ur en 
n_at1onalsoziah1t1schen Kampf gegen da■ cSJitem» eine «Politi-
uerung der Kirche» ablehnten. 

Für die meiaten von ihnen änderte sich aber die Lage, d. h. die 
Stellung zu den «Deutschen Christen» sogleich. als die NSDAP 
zur Macht gekommen war. Denn von der Vorkrieg1zeit her waren 
a~e, die in ihr aufgewachaen waren, daran gewöhnt, in der bo
dingwig1l~aen Ergebe~eit der Ev~eliechen Kirche gegenüber 
einer nationalen Regierung nichta weniger ala Politisierung zu 
•~hen; denn «Politik treibt nur, wer opponierL Wer pariert, i■t 
e-:nfach ein ~atriot». Die Jahre der Republik hatten an dieier 
E~1tellung_ mchta geändert: die Kirche ging eben mit den wider 
die Natur m die «Opposition» getretenen nationalen Kreisen, die 
ei~~n!lich zu regieren berufen waren. Darum begann mit dem 
Früb1ahr 1933 der gigantische Auf1chwnn ... der D C d • . •• - • ., er 1emen 
si_chtbaren Höhepunkt in den Kirchenwahlen vom 23. Juli erreichte. 
S1~ erhielten dabei in den Körperachaften aller evangeliachen 
Kirchen auaser der bayrischen und der weettälischen Provimial
'!11ode 51 bis 100 Prozent der Sitze, wobei aber natürlich auch 
die besonderen Wahlverhältni11e beachtet werden mÜHen: mancher
orts wurde überhaupt nur e i n e, die deutschchristliche Liate. 
präsentiert und darum gewählt. 

Diesen W~hlen war . eine mehrmonatliche Agitation vorau■ge
gangen. Sie nahm nut der ersten Reichstagung der Deutschen 
Cbri■ten vom 3. bia 5. April 1933 ihren Anfang, in deren Ehren-
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ao11chu11 u. a. die Minister G ö r i n g und Fr i c k sa11en. Hier 
war es, wo K u b e als Führer der prea11iachen nationalsozia
listischen Fraktion erklärte, da11 diese <rücksichtslos mit allen 
ihr zu Gebote stehenden Mitteln des Etatrechts und der durch 
den Kirchenvertrag uns gegebenen Personalpolitik der Umstellung 
in unserem Volke auch auf dem Gebiete der Kirchenpolitik 
Rechnung tragen wird». Hier wurde von Recht88nwalt Dr. 
Werner, dem späteren Kirchenminister, zum erstenmal 
offiziell daa «Führerprinzip» für die Kirche proklamiert und 
die «Gleichschaltung von Staat und Kirche» gefordert. Und in 
«biblischer» Sprache verkündete der Reichsleiter der Bewegung, 
Pfarrer Ho s s e n f e l der: <Gott sprach: Es werde Volk, und 
es ward Volk. Damit gewinnt auch der Glaube eine neue Sinn
gebung. Vom Volke her bekommt der Glaube der Gegenwart 
seinen eigentlichen Sinn.» Eine Entschlie11ung proklamierte «das 
Recht der Revolution ... einer Kirchenbehörde gegenüber, die 
die nationale Erhebung nicht vorbehaltlos anerkennt ... Der Staat 
Adolf Hitlers ruft nach der Kirche, die Kirche hat den Ruf zu 
hören». 

Einen Monat später, am 6. Mai, überreichten die Deutschen Christen 
dem Präsidenten des Kirchenhundes, Kapier, eine Art Aktions
programm. In ihm taucht die Forderung einea aus den Reihen der 
D. C. hervorgegangenen «lutherischen Reichsbischofs» (mit refor
miertem Reichsvikar) über frühere Forderungen hinaus auf; be
merkenswert ist auch die Feststellung: <Die evangelische Reichs
kirche ist die Kirche der Deutschen Christen, d. b. der Christen 
arischer Ra11e.» Nicht zuletzt wurden kirchliche Urwahlen ge
fordert. Für all das war nicht die geringste Rechtsgrundlage vor
banden. Auch der Kanzler hatte wenig mehr als einen Monat 
zuvor feierlich versprochen: «Die Rechte der Kirchen werden nicht 
geschmälert, ihre Stellung zum Staate nicht geändert.» So muHte 
man ein damals noch neues Manöver einleiten, wie es seitdem 
immer wieder mit Erfolg exerziert worden ist. So oft ein Organ 
Hitlers im evangelischen Kirchenkampf sich zu stark exponiert 
hatte, wurde es zwar meist nicht ganz beseitigt, wohl aber ibm 
von oben ein neues, angeblich neutrales oder alle «Parteien» im 
KircbenintereHe einigendes übergeordnet, von dem dann jeder, 
der sieb gern selbst täaschen wollte, hoffen durfte, es werde 
«Ordnung schaffen». Dieses Mal war es der Königsberger Wehr-
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2. weil aie eich hierzulande ala eine neue Erweckong1beweg11111 
Yoratellten. in welcher man wieder gemeimam die Bibel auf
achlug, Gottea Wort hörte und zusammen betete. und 
3. weil diese Bewegung durch ihre Eigenart zugleich die bia 
dahin marxiatiachen gottlosen MaHen. die nun zur Kirche 
aUJ'ücklluteten, auffangen und der neuen Kirche eingliedern 
aollte. 
Aber: 
l. meinem wiederholt geäuuerten Wunacb. dieae Mauen zu 
aehen und zu ihnen zu reden. konnte mangela solcher Dicht 
entaprochen werden, 
2. trat immer deutlicher hervor, da11 die D. C. von der Lehre 
der Heiligen Scbrif t und der kirchlichen Bekenntni11e grund
sätzlich abwichen. und 
3. die Kirche nach kirchenf remden Geaichtapunkten geataltet 
wiasen wollten. 
Darum trennte ich mich im Januar 1934 von den D. C .• 

Als dieser brave Mann aich mit vielen anderen weniger Harmloaen 
«achwcr enttäuachh Yon den D. C. wieder abwandte. hatten er 
und aeine Kollegen ihre Schuldigkeit für diese liing1t getan: Sie 
hatten ihnen eben jene absolute Mehrheit verschafft, die sie zur 

rneuerung der Kirche in ihrem Sinne haben wollten. Und e• 
wirkt wie eine objektiYe Ironie. dass diese kirchcnauflösenden 
Wahlen den Höhepunkt einer von Reichsminiater Frick geleiteten 
Bef riedongaaktion darstellten, die ab Antwort auf ein Beaorgniue 
um die proteatantiache Kirche iiuaaerndea Schreiben des Reicha• 
präaidentea Y, Hindenburg einsetze. 

Nicht weni& hatten dabei den D. C. zu ihrem Wahltriumphe auch 
Adolf Hitler und sein Stellvertreter in der Parteiführung, Rudolf 
ße11, gcholf eo. Dieaer hatte unter dem 20. Juli die Beteiligung 
an der Kirchenwahl für jeden. der aich zur nationalsozialistiachen 
W eltan1chauung bekennt, zur Pflicht gemacht und ao viele 
Stimmen der kirchlich Indifferenten den Deutachen Chriaten 
geaichert. Der Kanzler 1elb1t hatte am Vorabend dieaer Wahl über 
alle deutschen Sender erklärt: 
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«Wenn ich zu den evangeliachen Kirchenwahlen Stellung 
a.ebme. dann geschieht dies au11chlieHlich vom Standpunkt 
des politischen Führers aus, d. h. mich bewegen Dicht die 
Fragen dea Glauben,, der Dogmatik oder der Lehre. Die, 



Selb1tmörder: <Er war nicht weniger bekenntniatreu al1 die 
anderen, aber weil er eeinm Führer liebte, darum hat man gegea 
ihn geheut, hat ihn zu Tode gehetst.• Zuletzt 1chlo11 die swei
einhalhatündige Be1tattungafeier der Bürgermeiater Dr. M ü n c h, 
welcher der Hoffnung Au,druck gab: «So Gott will. der Tag der 
Ahrecluumg wird für die1e Memchen kommen, die ihn gemordet 
laaben!• 

Wenn wir die1e kirchengeachichtlich ziemlich einzig daetehende 
Szme verhältniamäuig aueführlich (nach «Luth. Kirche• 1935, 
S. 42 f.) wiedergegeben haben, dann darum, weil wir keine andere 
kmm.en, in der du W eeen der cDeut1chen Chrieten• unmiaaver-
1tändlicher zum Au.druck kommt. So sieht die «Bewegung• aua. 
die in Hitler■ Auf trag und mit ,einer ent1cheidenden Unter
atützwig die evangeli1ehe Kirche zu erneuern hatte; die Bewegung, 
die aoeben wieder 1tillachweigend vom Reichek.irchenminiater 
K e r r I bevonugt wurde, indem er ihr vier von acht Sitzen in 
dem von ihm zur Regierwag der Kirche eingeaetzten Auaachua 
zur Verfügung geatellt hat; die Bewegung, der noch heute die 
Mehrzahl derer ent1tammt, die im enngeliachen Deut1chland den 
Biachofatitel führen. 

Das Kampfo!Jjekt: Du Kirclunr1gieNl11gn, 

Ala Hitler an die Macht kam. gab e1 in den enngeliachen Kirchen 
nicht eine einzige führende Penönlichkeit, die eich jemala TOD 
ier NSDAP di1tanziert hätte. Dem bayriachen Kirchenpriaidentea 
D. Dr. Veit, der am 22. Februar 1931 vor neuheidniechen 
Strömungen innerhalb der völk.i1chen Bewegung gewarnt, aber 
auf heftige Angriffe - darunter die Frage dea «Stürmen nach 
Veit, Stammbaum - ausdrücklich erklärt hatte. er habe keine 
Partei treffen, ja eich auch nicht prinzipiell gegen die von ihm 
genannte <völkische Bewegwag• auuprechen wollen, war 1choa 
Tor Hitler■ Machtergreüung al1 Landesbischof D. M e i • e r in 
der Regierung der bayriechen Landeskirche gefolgt. 

Dagegen gab es zahlreiche «Kirchenführen, die echon mehr oder 
minder deutlich ihre Sympathie mit der nationalaozialiatiachea 
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Kirchenführer 1tellea aich geechloeaen hinter den Reichebiachof .. ·• 
Hinterher dietamiereo lie aich wieder etwu von Ludwig Müller. 

Da, deutachchrietliche «Evangelium im Dritten Reich• aber 
triumphiert: «Mao aieht, was ein Wort Adolf Hitlere vermag! Mit 
dieeer Kundgebung iet bewieeen, daa, die bieherige Gegoerechaft 
gegen den Reichabiechof in keiner W eiae, wie vorgegeben wurde, 
irgendwelchen glaubenamä11igen oder bekenntniemiuigen Bedenken 
eoteprang. Denn niemand wird die für die früher oppoaitionellea 
Kirchenführer beleidigende Behauptung aoletelleo wollen, aie 
hätten Glaubens- und Bekenntniebedenken auf einen Wink dea 
Staatee hin zurückgeetellt ... » 

Dieeen Kirchenführern glaubt Müller noch mehr bieten zu können: 
Unter Hinwegsetzung über die Kirchenverfauung vom Juli 1933 
lüet er am 9. Auguat 1934 von einer willkürlich ergiimten zweiten 
cNationaleyoode» eiae Reihe von «Gesetzen» beachlieuen, die jene 
Verfuaung praktisch auf den Kopf stellen und die Landeskirchen 
der unmittelbaren reichabischöflichen Verwaltung unterstellen. 
Treibendes Element bei dieser Aktio~ der die «freiwillige Ein
gliederung• aller deutachchristlich regierten Landeskirchen in die 
Reichskirchenverwaltung voranging, iet der seit 12. April 193.ft 
gleichseitig als <Rechtswalter» deaReichsbischofs, alsAmtswalter für 
evangelische Angelegenheiten in der Reichsleitung der SDAP und 
als Ministerialdirektor in der Kirchenabteilung dea preuss. Kultu• 
ministeriums tätige frühere Staatskommi11ar Jiger. Nachdem er 
alle andern Kirchen zu mehr oder weniger «freiwilliger» Ein• 
gliederung bewogen hat, bricht er im September zur Zwanp
eingliederung nach Württemberg und Bayern auf. Die zweite 
Welle hat ihren Höhepunkt erreicht; aber sie bricht sich am Wider• 
1tand dea gläubigen Kirchenvolks. 

Noch am 11. September hatten die beiden süddeutschen Bischöfe 
von der Präsidialkanzlei mitgeteilt erhalte~ die eingehende Prü
fung ihrer Beschwerde wegen widerrechtlicher Gewalttaten dea 
Reichakirchenregimenta durch den Führer und Reichskanzler habe 
ergebe~ «da11 Ihre Behauptung, die von der Reich11k.irchenregienmg 
zur Eingliederung der Landeskirchen getroffenen Massnahmen 
würden gegen Verfauung und Gesetz veretouen, nicht begriindet 
iet.» Noch am 23. September wird Müller in Gegenwart von Reicha
inneominieter Dr. Frick im Berliner Dom feierlich in ,ein Reich. 
biechofaamt eingewieaen. Freilich, schon ,ein in der Preae 
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angekündigter Empfang beim Führer fällt aus, und wenige Wochen 
1päter mü11en alle Zwang1gleicb1cbaltung1ma11nabmen in Württem
berg, Bayern und Hannover zurückgezogen werden. Jäger legt 
@eine sämtlichen Funktionen nacheinander nieder. Auch die 
«freiwillig» eingegliederten Landeskirchen entdecken eine nach 
der anderen, daBB sie von Rechts wegen noch im Rahmen der Ver
f Haung von 1933 selbständig sind. 

Die zweite Zwangsgleicbscbaltung1welle bat den Erfolg der ersten 
nicht gehabt, weil ihr das OberrHchungamoment fehlte, weil sieb der 
eigentliche Kampf auf die kircblicbaten Gebiete des evangelischen 
Deutschland konzentrierte, weil der 30. Juni 1934 nachwirkte und 
vor allem weil der 13. Januar 1935, der Tag der Saarabstimmung, 
nahe bevorstand. Also nicht etwa, weil eine Anzahl von deutschen 
Gerichten die Rechtswidrigkeit des reicbabiacböfiicben Vorgeben■ 

fe■t■tellte; denn dH war erst eine Folge, nicht eine Uraache seine■ 
Miulingena. 1933 hatten die preu11i1cben Generalsuperintendenten 
ihre Klage gegen die Eimetzung des StaatskommiBBara vor dem 
Staat■gericbtsbof - von den D. C. mit der Severing1 verglichen! -
■ogleich wieder zurückgezogen, obwohl der gleiche Reicbagericbt■rat 
Flobr, dessen Gutachten 1934 von zahlreichen deutschen Gerichten 
anerkannt worden sind, die Rechtswidrigkeit auch jene■ Eingriff, 
mcbgewieaen hatte. Jetzt aber war die 1933 unter rechtswidrigem 
Druck zustandegekommene Reicb1kircbenverfa11ung auf einmal 
Recbt■grundlage auch der Kirchenführer. Gerade darum konnte 
nun 1elb1t ein NS-Juri■t wie Prof. Noack-Halle den Gegnern des 
zu weit vorgeprellten Müller Recht geben, d. b. die wenige 
W ocben zuvor von seinem Führer vertretene Recbtsauff asaung 
de1avouieren. 

Als dann f reilicb die kirchlichen Kreise zum Gegen1to11 vorgingen, 
und mit einer in der deutschen evangelischen Kircbenge1cbicbte 
noch nie dagewesenen Einmütigkeit f aat alles, was einen Namen 
hatte, den «Reibi» zum Rücktritt auf forderte, da zeigte sieb, dB11 
Adolf Hitler noch durchaus nicht daran dachte, seinen Vertrauens
mann fallen zu la11en, der 10 ungeniert das nationalkircblicbe Ziel 
ausgeplaudert hatte: Eine romfreie deutsche Kirche! (Erstmals am 
14. Mai 1934 bei der «Eingliederung» Thüringens.) 

Müller blieb; Frick verbot (am 6. u. 7. XI.) aufs 1cbärf1te, strenger 
denn je zuvor, jede Veröffentlichung zum Kirchenstreit, - aus-
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trägt; im Wahlaufruf der Jangrefonnatoriaehen Bewegung fällt 
ll1llD erstenmal die Parole: c Wir kämpfen für eine bekennende 
Kirche.» 

Nach der Wahl wird der Gegendruck des Staates als 110 stark 
empfunden, da1111 die Reichsleitung der Jungreformatorillchen B~ 
wegung diese aus der Kirchenpolitik <zurückzuziehen» erklärte, 
um nicht länger dem Verdacht der Staatsfeindlichkeit ausge11ebt 
su 1ein; statt de1aen wolle 1ie ihre Kräfte der «inneren theologiacb
mi11ionari11chen Neuorientienmg» der Kirche widmen. Schon nach 
wenigen Wochen erswi.agt rücluicht1lo1e, jeder kirchlichen Tradi
tion im Gesicht schlagende Vergewaltigung der auf die Liate 
«Evangelium und Kirche» gewählten Minderheit (71:156) in der" 
Preu1111. Generalsynode bei der Durchpeitachung eines neuen kirch
lichen Beamtenge1etse1 (mit Arierparagraph) am S. September die 
sur Mitarbeit bercitgewesene Nicht-D. C.-Gruppe zum Auuug au1 
der Synode. 

Um diese Zeit bildet 1ich zur gegenseitigen Unteratütmng der 
durch die Kirchenwirren gefährdeten Geiatlichen der «Pfarrer
notbund», der am 21. September achon 1300, zu Weihnachten an 
die 6000 Mitglieder zählt, fast ein Drittel der deutschen Pfarrer
achaft. An die Oeffentlichkeit tritt er zum entenmal am 27. 
September anlä111lich der Wittenberger Nationalaynode mit einer 
Eingabe an dieae; in ihr wird gegen die Gewaltmethoden der D. C„ 
die dadurch bewirkte Gefährdung de1 kirchlichen Amtes und gegen 
den Arierparagraphen in der Kirche laut protestiert, der «mit 
der Heiligen Schrift und dem Bekenntnis der Kirche in Wider-
1pruch» stehe. Schon am 20. September war die Marburg er 
theol. Fakultät in einem Gutachten zu dem gleichen Ergebnia 
gelangt, während am 25. die E r I a n g e r lutheri1ch-theologiache 
Fakultät für die Zurückhaltung der Judenchristen von den 
Aemtern eintrat, - ohne da1111 deren Glied11chaft in der Deutschen 
Evangelischen Kirche dadurch bestritten oder eingeschränkt 
werden solle. 

Am Samatag, dem 11. November 1933, dem Vorabend der Reichs
tagswahl, wurden den Notbundführem Pfarrer Niemöller, von 
Rabenau und Scharf er1tmal11 von ihrer vorgeaeuten Behörde alle 
kirchlichen AmtabandlUDgen untersagt. Noch ia der gleichen Nacht 
wird der Erlau auf V eranla11ung der Reichskanzlei rückgÜlgi8 
gemacht, Montag, den 13„ wieder in Kraft gcaetst und Donner1tag. 
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den 16„ abermal1 mrückgezogen. Am 19. verle■en die Notbund
pfarrer zum er■tenmal in ihren Gotte1diemten eine Kanzel
erklärung de1 Bunde■, in der e1 mit Bezug auf die Sportpala1t
kundgebung der D. C. hei11t: «Heidentum i1t in den Raum un1erer 
Kirche eingedrungen . . . Wir Prediger de1 Evangelium■ wollen 
nicht den Vorwurf de■ Propheten auf um ziehen, 1tumme Hunde 
zu ■ein ...• 

Am 20. Dezember 1933, an de11en Vorabend der Reichsbischof 
durch eine Vereinbarung mit Baldur v. Schirach die e angeli■che 
Jugend gegen den begründeten Ein1pruch ihrer Führer an die 
HJ ausgeliefert hat, erklärt der Notbund Müller sein Mi11trauen. 
(Fünf Wochen später die «Kirchenführen, gegen deren «Kapitu
lation vom 27. Januan der Notbund am 31. «betroffen und er-
1chütterh prote1tiert.) Und am 3. Januar 1934 tritt in Barmen 
die er■te f r e i e S y n o d e zusammen, die von 320 Pastoren 
und Aeltesten au1 167 r e f o r m i e r t e n Gemeinden Deut1ch
land1 beschickt iat. Erst mit die■er Synode ist die «bekennende 
Kirche• in Deutschland wirklich ins Leben getreten. Erst hier 
erscheint etwa■ anderes als ein noch 10 notwendiger Bund oder eine 
kirchenpolitische Partei. Erst hier beginnt - im Sinne de1 streng 
reformatorischen Verständni11es - evangelische Kirche in die■em 
prote1tanti1chen Kirchenstreit sichtbar zu werden. 

Die Synode nimmt eine «Erklärung über das rechte Verständni1 
der reformatorischen Bekenntni11e in der D. E. K. der Gegenwarb 
an, die von K a r I B a r t h entworfen und begriindet worden ist. 
Die1er reformierte Bonner Theologieprof e11or war schon mit einer 
am 25. Juni 1933, dem Tag nach der Ein1etzung des preussi1chen 
Staat1kommi11ars verfassten Schrift «Theo I o g i s c h e Ex i • 
s t e n z heute» hervorgetreten, die in einem halben Jahr 
in 30,000 Stück verbreitet wurde und worin er sich als Einziger 
neben v. Pechmann der kirchlichen Lage gewachaen zeigte, indem 
auch er auuprach, dass ein kirchlicher Grund für den plötzlichen 
Neubau einer «Reichskirche» nicht zu finden sei - und D. C. wie 
<Jungreformatoren» einer ziemlich gleich scharfen Kritik unterzog. 

Mehr und mehr wurde der 1chon seit einem reichlichen Jahrzehnt 
in Deutschland tätige Begründer der sog. «dialektischen Theologie» 
zum Lehrer der neu ent■tehenden «bekennenden Kirche», sowohl 
durch die Schriftenreihe, die sich aus jener ersten Publikation 
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Wirkungsmöglichkeiten der Katholiken in der deutschen Oeffent• 
lichkeit verschwinden, kann die kirchliche Position durchaus 
gesichert, ja vielleicht sogar religiös vertieft werden. Die wicb
tig1ten Ereigni11e dieser Etappe sind: die Zurücknahme der 
bischöflichen Warnungen vor dem Nationalsozialismus, das Ver
schwinden der sogen. katholischen Parteien und die grundlegende, 
sowohl die deutschen Katholiken beruhigende wie das Prestige de1 
Regimes in der Welt erhöhende vertragliche Formulierung der 
neuen Beziehungen zwischen Kirche und Staat durch d&1 Reichs
konkordat. 

Die zweite Etappe ist dann durch ein allmähliches Verdrängen det 
katholischen EinfluHes auf allen öff entlicben Lebensgebieten 
charakterisiert. Nun tritt all das beherrschend in den Vorder
grund, was während der ersten Etappe noch als eine blo11e Nach
wirkung aus früheren Konflikts- und Spannungszeiten betrachtet 
werden konnte. Dabei kommt es aber nie zu einer offenen Ent
acheidung. Die vertraglichen Sicherungen und die beschwichtigende 
Haltung der ersten Etappe werden nicht auf gegeben. Alle Kon
kordatsverletzungen und MaHnabmen gegen die Kirche als solche 
wie gegen einzelne Katholiken erscheinen, auch wenn öffentliche 
Proteste erfolgen, doch nur als Zwischenfälle, die grundsätdich 
behebbar sind. Nachdem Versuche zu einer Gesamtregelung mit 
Hilfe von Verhandlungen über die im Konkordat offen gebliebenen 
Punkte (Art. 31, der die katholischen Verbände behandelt und 
noch nicht vorhandene Ausführungsbestimmungen vorsieht) 1934 
ergebnislos bleiben, zeichnen sieb die Fronten immer klarer und 
deutlicher ab. Nach der Saarabstimmung beginnt im Frühjahr 1935 
die Weile der Untersuchungen und ProzeHe gegen Ordensleute 
und Geistliche, die Devisenvergehen begangen haben sollen, und 
im Sommer deHelben Jahres setzt verschärft der neue Feldzug 
gegen den politischen Katholizismus ein. 

Diese beiden Etappen sind auf Seiten sowohl des Staates wie der 
Kirche von MaHnahmen und Kundgebungen begleitet, die zur 
Aufrechterhaltung und Festigung der gegemeitigen Positionen 
dienen sollen. Bei der Kirche handelt es sich dabei um Rechts
verwahrung gegen nationalsozialistische Anordnungen, die ala 
konkordatswidrig erscheinen, oder um lehramtliche Warnung vor 
Beatrebungen, die wider den Glauben gerichtet sind und damit 
das Seelenheil gefährden. Der Partei und dem von ihr bestimmten 
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Staate dagegen gebt es um weiterea Vordringen in die bisher von 
der Kirche bestimmte Oeff entlichkeit. Auf der einen Seite erfolgen 
Kundgebungen wie die der Oeff entlichkeit nach Möglichkeit vor
enthaltenen Hirtenbriefe der deutschen Bischöfe von Fulda 1933, 
1934 und 1935, der Papstbrief an die deutsche katholische 
Jugend Ostern 1934 und der Brief Kardinal Pacellis an Kardinal 
Schuhe vom Frühjahr 1935, sowie die beiden amtlichen Mahnungen 
des Osservatore Romano vom Sommer dea gleichen Jahrea. Neben 
den öffentlichen Kundgebungen laufen vertrauliche Vorstellungen 
und Beschwerden bei staatlichen Stellen, sowohl seitens der 
Bischöfe, wie des päpstlichen Nuntius. Auf der anderen Seite 
handelt es sich um Anordnungen, die der kirchlichen Lehre 
widersprechen, wie d&1 Sterilisatiomgesetz, um benachteiligende 
und Sonderma11nabmen gegen katholische Verbände, Erdrouelung 
der katholischen Presse, eine weltanschauliche Erziehung der 
gesamten Oeff entlicbkeit, für die die Ernennung Rosenbergs zum 
weltanschaulichen Beauftragt eo des Führers und das programma
tische Wort des Reichsinnenministers Frick von der Entkonfe11io
nalisierung des gesamten öffentlichen Lebens bezeichnend sind. 

Die Methoden und Tragweite dieser Auseinandersetzungen 
zwischen Kirche einerseits, Staat und staatstragender Bewegung 
anderseits, können nur aus einer Uebersicbt der wichtigsten 
Einzelvorgänge erkannt werden, die von den Warnungen der 
Bischöfe gegen den Nationalsozialismus über deren Zurücknahme 
und das Reichskonkordat zu der offenen Enthüllung des national
sozialistischen Ziels durch die letzten Ereignisse führt. 

Die Machtergreifung Hitlers 1933 schien der katholischen Kirche 
eine ähnliche Lage anzudrohen wie der Novemberumstun von 
1918. Eine Partei kam zur Herrschaft, die die Kirche vorher aus 
weltamchaulich-religiösen Gründen bekämpft hatte. Denn die 
deutschen Bischöfe hatten auf Grund des bis heute unverändert 
gebliebenen Programms noch 1930-31 vor ihr gewarnt, wobei 
schon damals auch der Ouervhore Romano hervorhob, dass die 
Verwerfung des religiös-kulturellen Programms genau so wie bei den 
Sozialisten und Liberalen natürlich nicht die Ablehnung einea 
politischen Zusammengehem bedeute. Ja, die Lage schien noch 
Khwieriger zu sein als 1918/19: d&1 Zentrum hatte während de■ 
Krieges trotz aller Gegemätzlicbkeit gute Beziehungen zu sozial
demokratischen Führern unterhalten; mit den Nationalsozialisten 
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dagegen hatte es nur scharfe Kämpfe geführt, - die gegen Papen 
gerichteten Verhandlungen über eine schwarz-braune Koalition 
,·om Herbst 1932 waren nur eine Episode ohne weitere Folgen 
geblieben, zumal ja bei diesen Verhandlungen der später von den 
Nationalsozialisten als Verräter betrachtete Gregor Strasser eine 
Hauptrolle spielte. Gewia~ es gab Katholiken, die sieb mit Hitler 
verständigt hatten. Dass bereits auf dem Nürnberger Katbolikent~ 
193 l trotz Einspruch der als Nationalsozialist hervorgetretene 
Kuno Brombacber zu Worte kam und auf dem EHener Katholiken
tag 1932 eine damals noch unter unbekannter Führung stehende 
Arbeitsgemeinschaft katholischer Deutscher das Verlangen stellte, 
das Verhältnis von Katholizismus und Nationalsozialismus in einem 
hitlerfreundlicben Sinne zu erörtern, war unwesentlich. Viel wich
tiger war die Tatsache, da88 der spätere Vorsitzende dieser Arbeits
gemeimcbaft, von Papen, der Repräsentant eines «konservativen 
Katboluismus», der selber als Reichskanzler die demokratisch
parlamentarische N achk.riegsepocbe durch AuHchaltung der 
1cbwarz-rot-goldenen Koalitionsregierung in Preussen zu liquidieren 
begonnen hatte, das entscheidende Verdienst um die Bildung de1 
Kabinettes Hitler für sieb in Anspruch nehmen konnte. In diesem 
1a1s der Führer der NSDAP, umgeben von einer Mehrheit kon-
1ervativer Minister (damals 8 : 3, beute 7 : 9); ausserdem sollte 
Papen sieb als Vizekanzler besondere Rechte gesichert haben. 
Allzu schlimm konnte es also mit dem Ausscbliesslicbkeitaampruch 
des Nationalsozialismus nicht werden! 

Aber obgleich die Reichsregierung in ihrem Aufruf vom 1. Februar 
proklamierte: «Sie wird das Christentum als Basis unserer ge
aamten Moral . . . in ihren festen Schutz nehmen . . . möge der 
Allmächtige unsere Arbeit in Seine Gnade nehmen ... », zogen die 
Bischöfe ihre Warnungen vor der NSDAP nicht zurück. Diese 
hatten nach dem nationalsozialistischen W ablerf olge vom 12. 
September 1930 eingesetzt. Am schärfsten war das Ordinariat von 
Mainz am 30. September 1930 vorgegangen. Es hatte verboten, 
dass ein Katholik eingeschriebenes Mitglied der Hitlerpartei sein 
dürfe. Es untersagte die ZulaHung eingeschriebener Mitglieder der 
Hitlerpartei zu den Sakramenten. In der Begründung dieser MaH• 
nabme wurde unter Hinweis auf den Artikel 24 des national
sozialistischen Programms von diesem festgestellt, dass es Sätze 
enthalte, die sich mit der katholischen Lehre nicht vereinigen 
la11en. Auf Grund dieser Entscheidung wurde dem katholischen 
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Katholiken kommt prakti1ch keine andere Partei in Frage al1 nur 
da, Zentrum!» (Wir entnehmen die Zitate der Materialiensamm
lung: Der katholitche Epi1kopat in der nationalen Revolution 
Deutschland, 1933, herautgegeben von Dr. Emil Franz Jo1ef 
Müller, Verlag Kipa, Freiburg/Schweiz 1934.) 

Dann kam der Reich1tagsbrand und die Wahlen vom 5. März. 
Sie ent1chieden für den National1ozialismu1. Es zeigte 1ich, be
tonders deutlich in Bayern, dass auch Katholiken der national-
1oziali1ti1chen Flut erlagen. W a1 1ollte geachehen? Von national-
1oziali1ti1cher Seite wurde immer energilcher auf die bischöflichen 
Warnungen hingewiesen - und nicht zuletzt darauf, da11 sie auf 
Betreiben parteipolitischer Kreise erfolgt seien. Der Völkische 
Beobachter stellte am 7. März die Frage: «Anerkennen die deut-
1chen Bischöfe die deutsche Bewegung?» Am 29. März stellte er 
feat, da1s er mit Recht von Zentrumsbischöf eo und -Prälaten 
1prechen dürfe: «Zehn volle Jahre bestand da1 Programm der 
NSDAP unbeanstandet von den Bischöf eo. Erst als die NSDAP ... 
zu einer Gefahr für die politischen Parteien des Zentrums und 
der Bayrischen Volk1partei wurde, entdeckte man in der Partei 
und ihrem Programm religiöse Irrlehren. Zentrum1parlamentarier 
traten als erste und verbissentte Feinde der neuen Bewegung auf, 
dann erst kamen die kirchlichen Führer.» Eine Woche vorher, am 
21. März, hatte sich Hitler geweigert, dem katholischen Gottea
dienste beizuwohnen, der aus Anla11 des Staatsakte, von Potsdam 
1tattf and. Er begründete diese Weigerung in einer öffentlichen 
Erklärung mit den Warnungen der Biscböf e. Die Bischöfe hätten 
«Führer und Mitglieder der NSDAP als Abtrünnige der Kirche 
bezeichnet, die nicht in den Genu11 der Sakramente kommen 
dürfen. Dieae Erklärungen sind bis heute noch nicht wider• 
rufen ... » Bereits am 22. März teilte der cBayri1che Kurier
eine Aeuuerung von mastgebender kirchlicher Stelle mit: «die 
Beseichnung als Abtrünnige der Kirche (für Anhänger der NSDAP 
- D. Verf.) ist ... durchaus unzutreffend». Am 23. März gab 
Hitler vor dem Reichstag Erklärungen ab, in denen die christlichen 
Konfeuionen als «wichtigste Faktoren der Erhaltung unseres Volks
tums» anerkannt wurden und im Namen der nationalen Regierung 
gesagt wurde: csie wird die zwischen ihnen (den Konfessionen -
D. Verf.) und den Ländern abgeacblo11enen Verträge respektieren.• 
Auch fand sich folgender Satz über den HI. Stuhl: «Ebenso wie 
wir die Kräfte des Christentums unentbehrlich für den sittlichen 
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Wiederaufstieg des deutschen Volkea halten, wünschen wir unsere 
freundschaftlichen Beziehungen mit dem Heiligen Stuhl auszu
gestalten.• Damit war die Brücke geschlagen, welche die Bischöfe 
durch eine gemeinsame Kundgebung bereits am 28. März betraten, 
also ungefähr gleichzeitig mit dem oben zitierten, sie als Zen
trwnsbischöfe angreüenden Artikel des Völkischen Beobachters. 
«Ohne die in unseren früheren Ma1snahmen liegende Verurteilung 
bestimmter religiös-sittlicher Irrtümer aufzuheben, glaubt der 
Episkopat da1 Vertrauen hegen zu können, dass die vorgezeich
neten allgemeinen Verbote und Warnungen nicht mehr als not
wendig betrachtet zu werden brauchen.• 

Diese neue Stellung zu der nun regierenden national1ozialisti1chen 
Bewegung bedeutete aber keineawegs ihre vorbehaltlose Emp
fehlung oder gar eine Bejahung aller staatlichen Massnahmen. 
Da1 stellt eine allerdings in der deutschen PreHe nicht publizierte 
Erklärung der bayrischen Bischöfe fest, die anfangs April abge
geben wurde: «Es braucht nicht eigens autgeaprochcn zu werden, 
dass der ErlaH der deutschen Bischöfe keineswegs eine Auf
forderung darstellt, nun der nationalsozialistischen Partei bei
zutreten, zumal die Bischöfe ausdrücklich erklären, die bereits 
früher erfolgte Verurteilung bestimmter religiöser Irrtümer auf
recht zu erhalten.» Da1 zeigen zahlreiche Erklärungen von Bischöfen, 
in denen sie einzeln oder gemeinsam zu den Erscheinungen der 
neuen Ordnung Stellung nehmen. Sie setzen sich für jene ein, 
die - um eine Erklärung Kardinal Bertrams vom 15. Oktober 
zu zitieren - «im früheren Parteienstaate denjenigen Führern 
folgten, die aus religiösem Pflichtgefühl die geistige Auseinander
setzung gegen Marxismus und Bolschewismus in jenen Formen zu 
bewirken suchten, die dem früheren Staate sich anpa11ten», also 
für die entlaHenen oder sonst geschädigten Zentrumsbeamten. 
Sie wenden sich dagegen, da1s die Arbeit der Vergangenheit ver
kannt wird: Wir wollen nicht «ungerecht und undankbar sein für 
das opferreiche Ringen und Schaffen in den Notjahren seit dem 
Kriegsende». (Freisinger Bischofskonferenz vom 5. Mai 1933.) 

Sie erla11en im Fuldaer Hirteuhrief aller deutschen Bi1chöf e vom 
3. Juni 1933 grundsätzliche Wegweisungen für die neue Zeit, 
worin sie u. a. vor «einer unchristlichen Racbepolitik• ebenso wie 
vor einer «au11chlieulichen Betonung der Ra11e und des Blutes• 
wamen, sieb gegen nationalkircbliche Pläne wenden und eine 
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Freiheit für die Kirche verlangen, «die sieb nicht nur auf da1 
kirchliche Leben in engem Sinn beziehen darf». Darum treten 1ie 
cntachieden ein für konf e1Bionelle Schule und Lehrerbildung, die 
katboliacben Vereine, inabeaondere die Jugendorganiaationen und 
die katholische Preue. 

Die Hoffnungen, welche die Bischöfe auf ihr Entgegenkommen 
an die nationalsozialistische Bewegung setzten, schienen sieb zu 
erfüllen. Wenn auch ihre Erklärung vom 28. März für den 
Vatikan überraschend kam, al10 nicht etwa als ein Manöver 
römischer Diplomatie anzusehen ist, so schuf sie doch die Vor• 
auuetzung zu dem Versuche, die Beziehungen zwischen katho
lischer Kirche und Reich vertraglich zu ordnen. Der Abacblu11 
eines Reichskonkordate■, von dem man zwar bereits während der 
14 Jahre geaprochen hatte, ohne direkte Verhandlungen wegen der 
schwierigen Parteiverbältni1111e zu wagen, glückte jetzt binnen 
kürzester Zeit. Bereits am 20. Juli konnte dieser Vertrag von 
KardinalataatBBekretär Pacelli und Vizekanzler von Papen unter• 
1:eicbnet werden. Dem feierlichen AbacbluBBakte wohnte u. a. der 
frühere Zentrumsvorsitzende Prälat Kaaa bei, der am 23. März 
,·or dem Reicbatage da, Ja seiner Partei zu dem Hitlers unein
~eachränkte Macht legalisierenden sog. Ermäcbtigungageaetze be
r;ründet hatte. Es schien ungewöhnlich günstig für die Kirche zu 
1ein. Vom Willen bestimmt, <das Verhältnis zwiachen der katho
lischen Kirche und dem Staat ... in einer beide Teile befriedigen• 
den Weise dauernd zu regeln», ergänzt e1 die früher mit den 
einzelnen Ländern abgeachloBBenen Konkordate, ohne sie aufzu
heben. Die «Freiheit des BekenntniBBea und der öffentlichen Aua
übung der katholischen Religion» wird ebenso anerkannt wie da, 
•Recht der katholischen Kirche, innerhalb der Grenzen des für 
alle geltenden Geaetzea, ihre Angelegenheiten selbständig zu 
ordnen». Dem Heiligen Stuhl wie den Bischöfen wird «volle Freiheit 
... für ihren Verkehr mit den Gläubigen in allen Angelegenheiten 
ihres Hirtenamtes» zugesichert. Hirtenbriefe «können ungehindert 
veröffentlicht und in den bisher üblichen Formen zur Kenntnia 
der Gläubigen gebracht werden». <In Auaübung ihrer geiat
licben Tätigkeit genie11en die Geistlichen in gleicher Weise wie 
die Staatabeamten den Schutz de, Staate,.» Im Treueid der 
Bischöfe ist ausdrücklich die Einschränkung «wie es einem Bischof 
geziemt» vorgesehen. Die kirchlichen Körperschaften bleiben 
weiter 1olcbe öffentlichen Recbta. «Die Beibehaltung und Auf-
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1tand dem Staate unmittelbar gegenüber. E1 mu11te versucht 
werden, ihr öffentliches Wirken auch unter den neuen Verhält• 
ni11en zu sichern, in welchen Parteien, natürlich mit Ausnahme 
der hernchenden, al1 staatsfeindliche Mächte galten und die ge-
1am te Oeffentlichkeit viel stärker al1 bisher durch staatliche 
Einheitsverbände organisiert wurde; denn die nationalsozialistischen 
Verbände und Organisationen, z. B. die Arbeitsfront, erhielten 
Rechte, die 1ie praktisch zu staatlichen Einheitsverbänden machten. 
Da1 Reichskonkordat schien nun die bisher schon gewonnenen 
Freiheiten für die Kirche zu sichern, ja teilweise noch zu er
weitern - wurde doch z. B. für deutsche Geistliche das Studium 
an einer päpstlichen Schule in Rom ausdrücklich erlaubt - und 
zugleich der neuen politischen Ordnung zu entsprechen. Es schien 
auch bereits entstandene Schwierigkeiten für den deutschen Ka
tholizismus sofort zu beseitigen: vor seinem Abschlu11 waren am 
1. Juli wichtige katholische Verbandszentralen besetzt worden, 
und diese wurden sogleich nach der Paraphierung am 8. Juli auf 
Anordnung des Reichskanzlers wieder freigegeben. 

So schienen durch den Abschlu11 de1 Reichskonkordates jene 
Kreise des deutschen Katholizismus recht zu bekommen, die den 
bisherigen sog. politischen Katholizismus mit dem Kirchenhistoriker 
Lortz (a. den Nachtrag zu dessen «Geschichte der Kirche - Eine 
Sinndeutung der christlichen Vergangenheit in Grundzügen», die, 
natürlich mit kirchlicher Approbation, für Mittelschulen ge-
1chrieben iat) als eine zwar «notwendige und höchst verdiemtvolle, 
aber ganz zeitgebundene Ausnahme» betrachteten, - wenn 1ie 
ihn nicht wie Freiherr von Lüninck, der von der nationalen Re
gierung berufene rheinische Oberpräsident, auf der unmittelbar 
nach dem 20. Juli stattfindenden Tagung de1 katholischen 
Akademikerverbandes in Maria-Laach, zu der Papen direkt mit 
dem Flugzeug aus Rom herbeigeeilt war, der Sünde wider den 
HI. Geist beschuldigten, da er ein Bündnis mit den Marxisten 
eingegangen sei. Damals schrieben auch Männer, die heute vou 
ihren im Rausche der Begeisterung über das «Heilige Jahr der 
Kirche und de1 deut1chen Volkes» abgefa11ten Publikationen nur 
noch ungerne aprechen, Artikel und Broschüren, um die bia 1933 
nicht gesehene Verbundenheit von Katholizi1mu1 und National
aoziali1mu1 zu erweiaen. Diese Kreise, gemischt aus unbefriedigten 
Intellektuellen, höheren Beamten und auf die Suggestion einer 
paeudochriatlichen Terminologie hereinfallenden Theologen, sam• 

1 melten sich zumeist in der von Papen geführten Arbeitagemein-
1cbaf t katholischer Deutacher, die so gerne in der katholiachen 
Kirche die Rolle der D. C. gespielt hätte, aber bereits im Herbst 
1934 aufgelöst wurde. Publikationen im Papen1inne erschienen 
in der Schriftenreihe «Reich und Kirche» (Aschendorff, Münster). 
Ihren Kurs vertrat die «Germania» unter Emil Ritter. Neben 
diesen Papen-Katboliken gab es noch radikalere national1ozia
listische Katholikengrüppchen. Von ihren Exponenten 1ei nur der 
Braunsberger Dogmatiker Eschweiler genannt, der 1932 noch 
gegen jede « W eltanachauung», die den Staat notwendig als lmtru
ment mi88braucben müsse, geschrieben hatte, 1933 aber die national-
1ozialistische W eltanachaulllll als die der Gnade offene natürlich 
deutsche Weltanschauung «erwies», 1934 - übrigeDI gemeinsam 
mit seinen BraUD1berger Kollegen, dem Kirchenrechtler Barion -
wegen eines Gutachtem von Rom 1u1pendiert wurde, in dem er 
die Vereinbarkeit de1 deutschen Steriliaatiomge•el!!'• mit der die 
Sterilisation verwerfenden Enzyklika «Casti Connubi» zu beweiaen 
1uchte, und 1935 sich der römischen Entscheidung unterwarf. 

Dieses Gesetz, da1 sowohl päpstliche Erklärungen (noch 1935 vor 
dem internationalen Krankenhau1kongreas in Rom), als auch Kund
gebungen deutscher Bischöfe (die äuHerstenfalls mit Erzbischof 
Gröber Anzeigen Yon Erbkranken, aber nicht die Mitwirkung bei 
deren Sterilisierung erlaubten) als unvereinbar mit der kirchlichen 
Lehre erklärten, war bereits vor der Unterzeichnung dea Reiclu
konkordates am 14. Juli im Reichskabinett beschlo88en worden. 
Es wurde aber erst am 25. Juli publiziert. Diese Tatsache liess 
bereits erwarten, daH die zugesicherte freie Verkündung der 
kirchlichen Lehre nicht allzu leicht sein würde. Freilich, erst 
1935 sprach Reich1miniater Frick öffentlich die von der Kurie 
natürlich sofort bestrittene These aus, dass kraft der Anerkennung 
des «für alle geltenden Gesetzes» den Katholiken durch das 
Reichskonkordat die Bestreitung des der kirchlichen Lehre wider
aprechenden Gesetzes verboten 1ei. Immerhin kam es bereits am 
28. Juli 1933 zu einem Zwischenfall über die Konkordat1inter
pretation: Der «OHervatore Romano» hatte am 26. und 27. Juli 
Artikel über das Konkordat publiziert, die feststellten, daH das 
kanonische Recht die fundamentale Grundlage des Vertrages sei, 
nnd dass sein Abschluss keinesfalla eine Billigung der national
aozialistischen Regierungaform oder gar Anerkennung bestimmter 
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nationalsozialistischer Lehren oder politischer Meinungen bedeute, 
wie das Herr von Papen auf der Maria-Laacher-Tagung de. 
katholi■chen Akademikerverbandei mindestem angedeutet hatte. 
Er hatte nämlich da behauptet, da11 der Papst in Anbetracht des 
nationalsozialistischen Kampfea gegen Bol1chewi1mu1 und Gott
lo1enbewegung sich bereit erklärt habe, die nationalsozialiatiache 
Bewegung zu stützen und «darum mit dem jungen Reiche Hitler1:11 
das Konkordat abzu1chlieBBen (1. Eccleaiastica, 1933, Seite 325, 
Anm. 1). Auf die römische Stellungnahme hin muBBten alle 
deutschen Zeitungen. auch die katholischen. eine Polemik «von 
unterrichteter Seite:11 gegen den als «amtliches Blatt des Vatikanu 
bezeichneten o„ervatore publizieren. Hier wurde erklärt, da11 
das kanonische Recht nur für den innerkirchlichen Bereich an
erkannt sei; das Reich habe dem kanonischen Recht «bezüglich 
der im Konkordat nicht geregelten Beziehungen zwischen Staat 
und Kirche» sich nicht unterstellt. Scharf wird auch die Be
hauptung kritisiert, da11 der Konkordat1abschlu11 keine Aner
kennung der national1oziali1tischen «Richtung» bedeutet. Das 
Deutsche Reich sei nationalsoziali1ti1ch. 

Trotz diesem Zwischenfall wurde daa Konkordat am 10. September 
vom Vatikan ratifiziert. Die Au1führungsbe1timmungen über den 
Art. 31 sollten in den kommenden Verhandlungen festgelegt 
werden. Die Beziehungen zwischen Staat und Episkopat schienen 
sich teilweise sehr gut zu entwickeln. Bereits am 11. Juli 1933 war 
Bischof Berning von Osnabrück, der als Vertreter des Episkopates 
für den erkrankten Berliner Bischof eingesprungen war, von 
Ministerpräsident Göring in den Staatsrat beruf eo worden. dem 
er bis heute angehört wie auch Reichsbischof Müller. Am 9.Oktober 
erklärte Erzbischof Gröber in Karlsruhe: «Grundsätzlich ... habe 
der Verlauf der Entwicklung der letzten Monate gezeigt, da11 sich 
der Verkehr zwischen Erzbischof und badischer Regierung in den 
freundschaftlichsten Formen vollzogen hat. Es sei auch kein Ge
heimnis, wenn er feautelle, daas sich der Erzbischof restlos hinter 
die Reichsregierung und daa neue Reich stelle, und zwar darum, 
weil er wi11e, waa der Kanzler erstrebe: ein auf christlicher Baai1 
auf gebautes Deutsches Reich, getragen von ethischer und sittlicher 
Kraft.» 

Ungefähr einen Monat später fand die Abstimmung über den 
Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund und die damit ver-
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Dass es sieb bei den Vorgängen und Verordnungen, die den 
Kummer der bayrischen Bischöfe erregt hatten, nicht um Nach
klänge aus früheren Konfliktsjahren und durch die bekannten 
übereifrigen Unterführer bervorgeruf ene Zwischenfälle handelte, 
wurde manchem klar durch die am 24. Januar erfolgende Er
nennung Alfred Rosenbergs zum Beauftragten des Führers für 
die Ueberwacbung der weltanschaulichen Schulung der Partei und 
der gleichgeschalteten Verbände. Bereits einen Monat vorher 
hatten Kardinal Schulte und Bischof Vogt (Aachen) gegen die 
Ein1tellung von Rosenbergs anticbriatlichem Hauptwerk in Schul
büchereien Einspruch erhoben, was zur Folge hatte, dass Hitler 
nach der öffentlichen Beförderung seines Vertrauten den Kölner 
Kardinal anfang• Februar empfing, um ihn über die Tragweite 
dieser MaHnahme zu beruhigen. Rosenbergs Buch blieb ja nach 
wie vor eine Privatarbeit, mochte sie auch immer mehr in alle 
Arbeitslager, Schulungskurse und zwangabezogene NS-Zeitschriften 
vordringen. Am 14. Februar publizierte der Osservatore Romano 
das vom 9. Februar datierte Dekret, welches dieses Werk auf 
den Index der verbotenen Bücher setzte. 

Die weltanschauliche Front war durch die Ernennung Rosenbergs 
klar bezeichnet. Aber war es nicht doch möglich, den öffentlichen 
Wirkraum der Kirche, ihren Einfluss besonders auf die Jugend, 
mit Hilfe des Konkordates zu erhalten? Bereits im Herbat 1933 
hatten Versuche begonnen, die katholische Aktion als Auffang
atelluog aufzubauen, ohne sie in einen Gegensatz zu den Ver
bänden zu bringen oder gar diese fallen zu lassen. Die Verbände 
aollten durch Einigung über Ausfübruogsbeatimmuogen zu Art. 31 
gerettet werden; Eile tat not, nachdem Reichsbischof Müller die 
evangelische Jugend der Hitlerjugend ausgeliefert hatte. Vom 
deutschen Episkopat wurden Erzbischof Gröber und Staatsrat 
Bischof Bemiog mit den Verhandlungen beauftragt, zu denen noch 
Bischof Bares von Berlin hinzutrat. Auf der anderen Seite standen 
als Verhandlungspartner nicht nur wie bisher der Staatsvertreter 
Ministerialdirektor Buttmano, sondern auch der Führer der Ar
beitsfront Ley und der Reichajugendführer Baldur von Schirach, 
denen Organ gleich nach der Konkordatsunterzeichnuog Priester 
verhöhnende Zeichnungen und Artikel gebracht hatte und der 
nach einigen öffentlichen Aeueaenmgen ausserhalb der christlichen 
Konfessionen zu 1tehen schien. Später hat er erklärt, der evan-
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gelischen KonfeHion anzugehören, wa1 ihn nicht hinderte, den 
«Weg Rosenbergu als den «der deutschen Jugend» zu proklamierea. 
Seinen Eioorduuogsbeatrebungen gegenüber konnte die katholische 
Verbandsjugend sich auf das dem Reichakonkordat entsprechende 
Papstwort in seinem an sie gerichteten Osterbrief 1934 berufen, 
in dem es biese: «Eure Verbände sollen jedenfalls wiueo, da11 
ihre Sache Unsere Sache ist.> 

Die Verhandlungen zogen sich sehr lange hin. Sie wurden durch 
die Fuldaer Tagung der Bischöfe von 1934 unterbrochen, die am 
7. Juni einen Hirtenbrief beschloH. In diesem Schreiben klagen die 
Bischöfe ~ nenheidniache Lehren und Strömungen, zu deren 
Repräsentanten 1ie auch - wie der Hinweis auf den «Mythu1 de, 
Bluteu beweist - den weltanschaulichen Beauftragten des Führer• 
rechnen. Sie warnen vor einer romf reien Nationalkirche und 
stellen fest: «Während das Neuheidentum vordrängend für 1ich 
wirbt, hat unsere katholische PreHe nicht mehr die Freiheit, die 
groHen Fragen der Zeit im Liebte der katholischen Glauhem- und 
Sittenlehre freimütig zu behandeln und die Angriffe auf Christen
tum und Kirche abzuwehren . . . Unseren katholischen Organiaa
tionen und Vereinen wird durch einengende Bestimmungen die 
Arbeit im Dienste der Kirche und des Vaterlandes erschwert ... 
Wir verantwortlichen Hirten der Herde dürfen nicht schweigen, 
wenn wir sehen, daH einflussreiche Kreise sich über alle Be
ttimmungen und Zusicherungen der Reichsregierung biowegaeben 
und den christlichen Glauben, da1 christliche L·eben in unserm 
Volke zurückdrängen und zerstören wollen.> Sie wehren sich 
gegen den Vorwurf, dass ihre Warnungen und Mahnungen cunbe
ruf ene Einmischungen in die Politik» seien. 

Dieser Hirtenbrief sollte gerade verlesen werden, als die Nach
richt kam, die Verhandlungen der beauftragten Bischöfe ständen 
vor dem glücklichen Abschluss. Am 26. Juni empfing Hitler 
deutsche Bischöfe in Audienz und gab ihnen (nach einer späteren 
Erklärung des Bischofs von Münster, Graf Ga:len) die Zusicherung, 
gegen die Begünstigung der neuheidnischen Propaganda durch 
Staats- und Parteistellen einzuschreiten. Und am 30. Juni 1934 kam 
die Einigung über die Ausfübrungsbestimmmigen (wenigstem mit 
den verhandelnden Bischöfen) tatsächlich zustande. Eine Verein
barung wurde unterzeichnet, in der die Partei als Vereiobarung1-
ond Verhandlungspartnerin anerkannt wurde und au, der eich 
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su ergeben schien. da11 der Art. 31 bi1 zur Einigung noch nicht 
in Kraft 1ei. 

Darüber erachien am Montag, den 2. J~ folgende Pressenotiz: 
«Zwischen der Reichsregierung und den Vertretern der NSDAP 
einerseits und den Vertretern des deutschen Episkopats anderer
eeit1 haben Verhandlungen über die Ausführung des Art. 31 des 
Reichskonkordats stattgefunden . . . Vorauaaichtlich werden Be
atimmungen über das Verbandsleben in der nächsten Zeit auf der 
hier gefundenen Grundlage erla11en werden, die eine Befriedung 
auf diesem Gebiete erwarten lassen.» Diese Mitteilung erschien 
nicht sehr grou in der Preaae, denn im Vordergrund des Interesses 
atanden die Ereigni11e vom 30. Juni. Während Staatsrat Bischof 
Beming zur SehluBaitzung eilte, hatte auf ihn ein Katholik ge
wartet, der ibm die Ermordung Klauaenera, des Führers der 
Berliner katholischen Aktion, mitteilen wollte .. , Aber nicht das 
allein verhinderte den Erlau der Bestimmungen; Rom verwarf 
den Vertrag, und Kardinal Schulte begrü11te diese Entscheidung 
bei einer Besprechung im August, worauf der anwesende Staatsrat 
und Unterhändler Bi1chof Beming ibm mit der Bemerkuug ins 
Wort fiel: «Eminenz, das dürfen Sie nicht sagen». «Ich sage es 
aber doch», war die Antwort. Es wäre doch zu eigenartig gewesen, 
wenn diese Vereinbarung au, erechnet nach dem 30. Juni dem 
Regime neues moralisches Prestige verliehen hätte. Hinderlich war 
auch die Tatsache, dass der Fuldaer Hirtenbrief nicht verlesen 
worden war. Zunächst war die Verlesung in Anbetracht der bevor-
1tehenden Einigung aufgeschoben worden. aber auch die Gestapo 
hatte durch Verbot eingegrüfen. entgegen den klaren Konkordata
beatimmungen. Der Fuldaer Hirtenbrief von 1934 ist 10 auf legale 
Weile nur ausländischen Lesern. aber nicht denen. für die er 
bestimmt war, bekannt geworden. 

Nach diesem Uebergriff des Staates muute wieder eine Beruhi• 
gungapauae eintreten. Die Saarabatimmung stand vor der Tür, und 
über ihren Ausgang entschieden katholische Stimmen. Die evan
gelische Einheitskirche war noch nicht geschaffen. Rechtswalter 
Jäger noch mitten im Werk, mochten auch er und sein Reichs
biachof von einer allgemeinen Nationalkirche sprechen, und 
mochte auch von einer Denkachrif t Jägers an die Reichsregierung 
berichtet werden, in der er die Chancen einer solchen National
kirche abwog. Man könne hoffen. «innerhalb kurser Zeit die 
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Nationalkirche zu haben. wobei vielleicht mit einer Opposition 
von etwa vier Millionen Katholiken und einigen hunderttausend 
Prote tauten zu rechnen sei und über die man hinwegkommen 
werde. Dann werde die völkische Idee den Vorzug über die chriat
liche Idee erhalten.» 

Am 29. Juli sprach Bischof Bornewa11er von Trier gegen das 
katholische tatua-Quo-Organ «Neue Saarpo1b auf einer Jugend
kundgebung im Saargebiet. Die nationale Treue der Katholiken 
war also über jeden Zweifel erhaben. Zu der Wahl Hitlers al1 

Nachfolger Hindenburgs schwiegen die Bischöfe. Wenn mit allen 
Mitteln der Propaganda verbreitet wurde, daaa sich Staatsrat 
Bischof Berning für ein Ja ausgesprochen habe, so war das nur 
ein Wahltrick - wie ein in einzelnen kirchlichen Amtsblättern. 
also prakti1ch unter Au11chlu1& der deutschen Oeffentlichkeit. 
.-rschienenes Dementi bewies. Die bevorstehende Saarabatimmang 
beherrschte nun alles - Hitler sprach in Ehrenbreitstein am 
27. August vom «wirklichen Christentum». Wenn auch einengende 
Bestimmungen gegen die katholischen Jugendverbände nicht auf
gehoben wurden. die in weiten Reichsteilen dieser Jugend öffent
liche, Auftreten. gemeinlamea Wandern. Abzeichentragen u1w. 
unmöglich machten. 10 wurde immerhin nicht dagegen vorge
gangen, dau im Oktober bischöflichen Amtsblättern gegen den 
Mythus gerichtete «Studien» beigegeben wurden. die durch ihre 
gelehrte Auaeinandenetzu.ng mit den von Rosenberg vorgetragenen 
Behauptungen über die Kirchengeschichte, Altes und Neue, Testa• 
ment usw. über katholische Kreise hinaus, ähnlich wie 1933/34 
die Predigten Kardinal Faulhabera, Eindruck machten. Die zu-
1ländigen Bischöfe unterbanden die Status-Quo-Agitation durch 
Geistliche; eine zuerst für die Kölner Kirchenprovim angeeetste 
Gebetsmahnung bewies, da11 die deutschen Bischöfe für die Ein
gliederung des Saargebietee in das Dritte Reich waren - gans 
deutlich sprachen sich dahingehend in entscheidender letzten 
Stunde, fast unmittelbar vor dem 13. Januar, die Saardekane aus. 
Die Saarkatholiken stimmten für Deutschland - nicht für das 
Regime, wie ihnen vor der Abstimmung stets gesagt wurde; und 
der Rektor der Deutschen Nationalkirche der Anima in Rom. 
Bischof Hudal, prägte in einer Festpredigt du berühmte Wort 
von dem « Vor1chu11 an Vertrauen», den man der national
aosiali.stischen Fü rung des Dritten Reichee gewährt habe. 
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Aber die1er Vorschu11 wurde nachträglich nicht eingelöst. Nach 
der Saarah1timmung verga11 Dr. Göbbels jenen Dank zu wieder
holen, den er vorher der deutschen Treue katholischer Führer, 
also auch der Bi1chöf e, gezollt hatte. Heute sind der Chef redak
teur der für den Statu1-Quo eintretenden «Neuen Saarpoab und 
der Anreger der für die Rückkehr nach Deutschland sich ein-
1etzenden Erklärung der Dekane im Exil vereint - Dekan Prälat 
Schlich-Saarbrücken mu11te sich in1 Aulland begeben, um der 
drohenden Verhaftung zu entgehen. Mit der Eingliederung de, 
Saargebiete1 in du Dritte Reich war nur ein Grund zur Rück
sichtnahme gegen die Katholiken gefallen - e1 konnte offen an 
der Brechung des kirchlichen Einflu11e1 auf die Oeffentlichkeit 
gearbeitet werden. Der Februar 1ah 1chon im grö11eren Stile jenen 
Kampf um die konfe11ionelle Schule in München entbrennen, der 
bereits ein Jahr zuvor in Nürnberg eingesetzt hatte, wo die 
Partei - ohne Erfolg bei Katholiken, mit einigem bei Prote-
1tanten - für die 1imultane Schule bei den Eltern geworben 
hatte. In München gelang ein Einbruch auch in die Reihen der 
katholi1chen Eltern, trotzdem Kardinal Faulhaber 1elber unter 
Berufung auf da1 Konkordat gegen die für die simultane Schule 
von Parteipersönlichkeiten geführte und durch Verbote von 
Gegenkundgebungen erleichterte Propaganda am 10. Februar 1935 
predigte. Dann setzten die Verhaftungen von kirchlichen Per■Ön• 

lichkeiten, von Ordenspriestern, Brüdern und chweatern, General
vikaren und anderen W eltprieatern wegen angeblicher Devi1en• 
~ung_en ein. Erst wurde die Oeff entlichkeit über ihren Umfang 
1pärlich unterrichtet, bi1 der erste Proze11 am Vorabend der -
trotzdem (oder deshalb) erfolgreichen - Carita■-Sammlung vom 
19. Mai stattfand und zu einer allgemeinen Kampagne gegen die al1 
korrupt bezeichnete Kloster- und Kirchenmoral führte, wobei ab und 
zu die Veraicherung auftauchte, das■ man nur gegen die unwürdigen 
Vertreter der Kirche und der Orden kämpfte. DH erzbischöfliche 
Ordinariat Kardinal Bertrams erregte durch eine erste Erklärung, 
welche die Verurteilten und Verhafteten in Schutz zu nehmen 
schien und auf die Verdienste der Orden hinwies, einen solchen 
Anato11, d&11 sie zunächst zur Entfernung all jener Redakteure 
führte, die sie gebracht hatten. Um den Sturm zu beschwören, 
gab Kardinal Bertram eine zweite Erklärung ab, in der er 
begangene Verfehlungen verurteilte und vom kanoni1chen Ver• 
fahren sprach, was wenig1ten1 die Redakteure rettete. Eben10 
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prote1tanti1che in katholi1che Gegenden ge1andt werden. Au, dem 
1ich mit dem Landjahr he1chif tigeoden Hirtenbrief wurde bei der 
Publikation ein wichtiger Satz gestrichen. Die CaritH unterliegt ein
echrinkenden Sammelverboten. Ihre selh1tindige Mitarbeit am Win
terhilfswerk 1935 beschränkt eich nach dem eigenen Aufruf darauf, 
auf eigene Sammlungen zu verzichten und die allgemeinen zu emp• 
fehlen. Die «Einengungen» de, Wirkena und Lehem der katholi
schen Jugendverbände sind auf d&1 ganze Reich ausgedehnt 
worden. Der Hitlerjugend ist eine Mouopolatelluog eingeräumt 
worden, indem - von 1omtigen Bevorzugungen abgesehen - vom 
31. Dezember 1935 ab kein zu diesem Zeitpunkt Sechzehnjähriger 
Beamter werden kann, ohne ihr angehört zu haben. Im Juli 1933 
war aU1drücklich erklärt worden, dau den Anghörigen katholischer 
Verbände keine Nachteile erwachsen dürften. Als Bischof Graf 
Galen 1ich gegen Ro1enberg1 Auftreten im katholi1chen Münster 
wandte, verhöhnte ihn Rosenberg öffentlich, indem er erklärte, 
da11 man dem Bischof nicht den Gefallen erweisen würde, ihn zu 
verhaften - und Reichsminister Frick prägte die programmatilcheo 
Worte von der notwendigen Entkonf e11ionali1ieruog de1 öff ent
lichen Lehens und der angeblich durch d&1 Konkordat geachaff eneo 
katholischen Verpflichtung dem Sterili1atiomge1etz gegenüber. 

Alle diese AngriEf e waren aber - 10 wurde immer wieder be
tont - keine Angriffe, sondern nur Antworten auf Provokationen 
und Wühlarbeiten. Denn nach nationalsozialistischer Auffa111uug 
lebte der «politische Katholizismus» immer noch, ja er erhob 
immer kühner sein Haupt. Es nützte gar nichts, da11, natürlich 
nur wegen staatsfeindlicher Betätigung oder Aeu11enmg, Geistliche 
vemrteilt wurden - erwähnt seien nur al1 heeondere bekannte 
Fälle Pfarrer Muhler in München 1933/34 und Prälat Leffere in 
Rostock 1935. Minieterpriaident Göring 1ah eich achlieHlich «ge

zwungen», dem cpolitilchen Katholizismus» am 19. Juli 1935 einen 
eigenen scharfen Erla11 zu widmen, wobei er einen Gegematz 
zwischen den staatatreuen Bischöfen und dem angeblich politi• 
eierenden Klerus komtruierte - der Staat mü111e eingreifen, da 
die Bischöfe eich die1em gegenüber nicht durchsetzen können. 

Was tat die Kirche? Der c0111enatore Romano» erlie11 in swei 
Artikeln am 26. Juli und 4. August amtliche Warnungen und 
Mahnungen, die insbesondere gegen Frick prote1tierten und den 
Unfug mit dem Begriff «politiacher Katholizi11mu1» klar zurück• 
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«Mülleimer des 19. Jahrhunderh» hervorgeholt, um ein Wort 
von Karl Barth über die D. C. zu zitieren. Aber das Schweigen 
zu dem konkreten Unrecht, dieses Umgeben der direkten Namen
gebung, dieses auf bisher gewohnte lebramtlicbe Nachhilfe ver
achtende, wenn auch sicher berechtigte Vertrauen darauf, da11 
die Gläubigen wiHen, was gemeint ist, wenn allgemeine Mahnungen 
erfolgen, erzeugt doch den Anschein, als ob kirchliche Kreise 
eigentlich doch noch hoffen, mit dieser Welt des National-
1oziali1mu1 sich verständigen oder abfinden zu können. Bereita 
habe ja der Nationalsozialismus viele Feinde erledigt, welche die 
Kirche im 19. Jahrhundert bedrohten, den politischen Liberalismua, 
die Freimaurer, ein zersetzendes Judentum, vor allem die bolsch~ 
wiatische Gottlosigkeit - vielleicht kommt doch noch die Stunde. 
in der er sieb beasert, seine schlechten Elemente an Kraft ver• 
lieren, amgeschaltet werden; vielleicht wandelt er sich mit Hilfe 
der Reichswehr und ihres steigenden Einßuues • • • Und so lange 
müsse man geduldig und gelaHen warten, natürlich ohne irgend

welche Grundsätze preiszugeben. 
Die■es Schweigen aber wird von den Nationalsozialisten benützt, 
um den protestantischen Kirchenstreit als ein Pastorengezäok zn 
bagatelli■iereo - denn die Bekenntniskirche schweigt auch, wie 
es Karl Barth feststellt - und den Anschein zu erwecken, al■ 
ob die katholische Kirche die wirkliche Macht fürchte, - deDB 
die katholische Kirche schweige dann, wenn ein starker Staat 
handle und erinnere sich nur dann an ihre Sendung, Interpretin 
de■ Naturrechtes zu sein, wenn der Staat 1chwacb sei und sich 
nicht wehren könne, sondern sogar auf moralische Mahnungen 

achten mü11e. 
Wir wagen nicht zu eot1cheiden, wie die Geschichte einmal diese■ 
Schweigen bewerten wird. Zwar wiHen wir, da11 nach der Ver
heiBBung Christi «die Pf orten der Hölle die Kirche nicht über
wältigen werden», aber wir wia1en, daBB dies die Kirche nicht 
von der Aufgabe befreit, in d i e s e m Lande und in d i e s e r 
Zeit die konkrete Not und Verheissung der Christenheit zu ver
künden. Mögen auch allein die kirchlichen Amt1träger die Ver
antwortung dafür tragen, wann und wie dies geschieht, so ist ea 
doch dem katholi1chen Gläubigen erlaubt, ja er ist durch die 
Nächstenliebe zu denen, die 1chweigen müuen, verpflichtet, jene 
A.mtaträger an seine Not und Laie zu erinnern, die wahrlich eine 
Not der Zeit und der Welt iat. 
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Vielleicht kann dieses Reden heute nur noch im klaren Au
sprechen dessen, was iat, bestehen. Im 19. Jahrhundert wurde die 
Kirche offen bekämpft oder teils mitleidig-lächelnd. teils historisch
relativierend bewundert und als traditionell moralische Macht 
(ohne ihre Dogmen natürlich) anerkannt. Im zwamigsten Jahr
hundert taucht die furchtbare Gefahr auf, dan das faktische 
Antichristentum nicht mehr offen als solches auftritt, wie noch -
wenigstens hierin Erbe des 19. Jahrhunderts (vergl. mein Buch 
«Bolschewismus al1 Weltgefahr», Vita Nova Verlag, Luzern 1935) 
der marxiatiach-rusaiache Bolschewismus. Dieses Antichristentom 
unserer Zeit nimmt Christus so wenig ernst, glaubt die Kirche so 
tief verachten zu können, dass es ihr Formeln und Formen ent
leiht, um sie desto ·gewiaser auszuhöhlen. (Auch hierin dem allen 
Kouf essiooen schmeichelnden Antichriat Solowjow1 wie aus dem 
Gesiebt geschnitten.) Und Deutacbland erweiat sich als das groue 
geistige Schlachtfeld der ganzen Welt, wenn der in ihm heute 
herrschende Nationalsozialismus diesen «Geut» - ganz ander1 
als es andere Systeme des 20. Jahrhunderts tun - konsequent 
zu verwirklichen sucht, bis in die äuBBersteo Folgerungen treibt 
sowohl des Ziels wie der Metbodeoverdeckung und Verschleierung. 

Wir haben of f eo gesagt, was das Schweigen der Kirche zu dieser 
gottlosen, da Gott mediatisierenden Wirklichkeit bedeutet. 
Manchen noch erscheint diese Wirklichkeit als eine cbriatlicbe 
oder mindestens mit dem Christentum zu vereinbarende, denn 
sie übertreibe ja vielleicht nur manche chriatlicbe Forderungen, etwa 
die einer Beachtung des Volkstums oder der Betonung moralisch
religiöser Einheit, oder vermiache sie nur mit falschen Vor• 
1tellungen, wie dem Rassenglauben. Wenn die Kirchen diese 
Wirklichkeit nicht mit Namen nennen, sondern wie biaher zu 
ihrem christlich getarnten Unrecht schweigen, wirkt sie nur ala 
ein «politisches Regime», über das man ebemo streiten kann wie 
etwa über Monarchie oder Republik, von denen je nach freier 
Entacheidung die eine schlechter und gefährlicher sei als die 
andere. Dann iat dieses nationalsozialistische Syatem immerhin ein 
prinzipiell innerhalb der christlichen Welt stehendes Regime im 
Unterschied zum runi1ch-marxi1ti1cben Bolschewismm, den es ja 
verdienstvoll erweise haue und bekämpfe. 
Aber wir dürfen auch nicht vergeBBen, daBB dieses Schweigen einen 
providentiellen Sinn gewinnen kann, indem es das tatsächliche 
Reifen der Stellungnahme der Kirche und des christlichen Glaubem 
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zu dieaer Welt vorbereitet und ermöglicht. Erst muaa die 
Chri1tenheit da 1ein, die nicht mehr den Staat al1 1elb1tverständ
liche Stütze amieht, die genau weiu, das, 1ie in einer heidni1chen 
Welt - wenn auch einer nachchri1tlichen und darum die Kirche 
al1 einen 1törenden Nachklang ihrer vermeintlich überwundenen 
Vergangenheit empfindenden, die Kirche hauenden Welt lebt. Sie 
weile: Jetzt iet es wieder Aufgabe der Kirche und der Christenheit. 
Verantwortung für ihre Gläubigen zu übernehmen, die 1ie teils 
auf die Obrigkeit vertrauemvoll abladen konnt~ oder die 1ie -
dae war der Sinn der Konkordat1politik - unge1tört oder sogar 
von der Obrigkeit gefördert selber erfüllen konnte. Es ist der 
■trenge Thomi1t Jacques Maritain, der in seinen Vorträgen von 
Santander-(aie werden auch, wie KarlThiemes «Christliche Bildung 
in dieser Zeit», das um an die heutigen christlichen Aufgaben 
erinnernde Buch, ankündigt, deutsch bei Benziger, Eimiedeln 1936, 
er■cheinen) - die Lage genau erkannt hat, dau es keine christliche 
Welt mehr geben wird, 1ondern nur noch chtistliche Zellen.1 die 
berufen 1ind, da1 Königtum Christi 10 zu reprä1entieren, wie es 
etwa im Mittelalter mit ,einer christlichen Oeffentlichkeit da1 
Reich tat. 

Der gläubige Chri1t wird daher den vom National1oziali1mus auf
gezwungenen Kampf nur begrüaaen können, gerade weil es in ihm 
nicht um eine «eigene Sache» der Organi1ation und der Apparate 
geht, und weil infolge des nationalsozialistischen Zielee, das Volk 
zu vergotten und dadurch das Reich Gottes zu einem unver
pflichtenden Symbol zu machen, eine «Veretändigung» nicht 
möglich iet wie mit Regimen, die auf Kompromi11en und dem 
Nebeneinanderstehen von weltanschaulichen Gruppen beruhen. 
Der nationalsozialistische Au1&chliesslichkeit1ampruch erschüttert 
den Glauben der deutschen Katholiken an äu111eren Betrieb und 
Organiaationen - wo ist ihr EinfluH 1933 und 1935 geblieben? 
Er hat eine junge Kirche henorgeruf en, eine Kirche der namen
losen Gläubigen, die genau wiesen, wo die Grenze aller notwendigen 
Konkordate und aller Sichenmgen liegt, und da1s ein soziologisch 
traditionalistischer Katholizismus der Welt des 20. Jahrhundert■ 
gegenüber versagt. Sie betrachten alle Diplomatien und Konkordate 

1 nur als vorläufige Panzer; man mu88 dankbar für sie eein, da sie 
Katastrophen verhindert haben, die vielleicht ein Heranreifen der 
neuen Christenheit nicht erlaubt hätten. Und die Protestanten 
1ind wieder an den Ernat - und zwar nicht nur an den dialek-
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tischen Ernst - des Bekennem erinnert worden, an die Tatsache, 
dau ihre Kirchlichkeit weitgehend nur noch eine Formulierung 
für nationale Gefühle war, daH es aber andererseits auch nicht 
genügt, sie als Einzelne zu bekennen, da111 eine Kirche auch al■ 

1ichtbare Gemeimchaf t des gegenwärtig fortlebenden Christus not
wendig ist. In beiden Konf eHionen wird e1 ermt mit der Erkennt
nie, da88 e1 nur auf den Glauben an Christus ankommt und da■■ 
die Kirche wahrlich nicht eine Macht dieeer Welt iet. 

Ueberall, wo Menschen sich so zu Christus bekennen und so 
msammenstehen, wird jene cneue Christenheit» Wirklichkeit und 
Ereigni1, von der kein wahrer Gläubiger zweifeln kann, da88 1ie 
schliesslich, auch wenn sie vielleicht noch über längere Zeit 
hinaus in Gruppen, die vom überkommenen Bekenntnis her ge
trennt sind, ihren Weg suchen muH, in die Eine Kirche einmünden 
wird. Dadurch allein könnte auch die wahre Einheit der deutschen 
Nation geschaffen werden; nicht ohne und gegen Christus, nur in 
Ihm kann das «Schlachtfeld der Welt» wahrhaft befriedet werden 
und dadurch zugleich eine Weltsendung erfüllen, nicht als Herr
schaft, sondern als Diemt an der Welt. 

Wir haben gesehen, dass bei aller gewaltigen dogmati1ch nnd 
historisch bedingten Verschiedenheit der beiderseitigen Voraus
setzungen ihrer Lage das konkrete Problem für die katholische 
Kirche im Dritten Reich das gleiche ist wie für die Bekenntni■-

kirche. Es geht für beide um das selbe W agnie des Glaubens, wenn 
auch dieses Glaubens Inhalte verschieden sind. Dem Glauben 
bleibt nur noch dann Hoffung, sich überindividuell zu behaupten, 
wenn und soweit er sich als unbedingter Chriatusglaube kompro
misslos genau wie in jedem Gottesdiemt hinter Kirchenmauern, 
so auch der Welt gegenüber bekennt. Gerade darum können wir 
mit aller Behutsamkeit Barths bedingungsweieer Vorau1&age über 
das künftige Verhältnis der Konfessionen zustimmen. Wir können 
angesichts des aus Deutschland immer wieder berichteten erstaun
lichen Zusammenstehens aller, die an Christus glauben, gegenüber 
dem gemeimamen Feind mit der theologischen Erklärung der 
Barmer Reichssynode sagen, was wie eine Antwort auf Kardinal 
Faulhabers Silve1terappell 1933 an die gläubigen Protestanten 
klingt: cWir befehlen es Gott, was dies für da1 Verhältnis der 
Kirchen untereinander bedeuten mag.» 
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